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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 18(11)310 
Ausschuss für 
Arbeit und Soziales 24. Februar 2015 
18. Wahlperiode 

Änderungsantrag 

der Fraktionen der CDU/CSU und der SPD  

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung – Drucksache 18/3699 -  

Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 
und anderer Gesetze (5. SGB IV-ÄndG)1 

1. Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

a) In der Nummer 1 werden die Buchstaben a bis 
c wie folgt gefasst: 

‚a) Die Angabe zu § 23c wird wie folgt gefasst: 

„§ 23c Sonstige nicht beitragspflichtige 
Einnahmen; elektronische Über-
mittlung von Bescheinigungen“. 

b) Die Angabe zu § 28b wird wie folgt gefasst: 

„§ 28b Inhalte und Verfahren für die Ge-
meinsamen Grundsätze und die 
Datenfeldbeschreibung“. 

c) Nach der Angabe zu § 94 werden die fol-
genden Angaben zum Sechsten Abschnitt 
eingefügt: 

„Sechster Abschnitt 

Übermittlung und Verarbeitung von elekt-
ronischen Daten in der Sozialversicherung 

Erster Titel 

Übermittlung von Daten zur und inner-
halb der Sozialversicherung 

§ 95 Gemeinsame Grundsätze Technik 

Zweiter Titel 

Annahme, Weiterleitung und Verar-
beitung der Daten der Arbeitgeber durch 

die Sozialversicherungsträger 

§ 96 Kommunikationsserver 

§ 97 Annahmestellen 

§ 98 Weiterleitung der Daten durch die 
Einzugsstellen“.‘ 

Begründung 

Zu Buchstabe a und b 

Redaktionelle Änderung. 

Zu Buchstabe c 

Entspricht dem Regierungsentwurf. 

                                                 
1Email vom 24.2.2015 

b) Nach Nummer 1 wird folgende Nummer 1a 
eingefügt: 

‚1a. In der Inhaltsübersicht werden nach der 
Angabe zu § 98 folgende Angaben zum 
Dritten Titel eingefügt: 

„Dritter Titel 

Übermittlung von Daten im Lohnnach-
weisverfahren der Unfallversicherung 

§ 99 Übermittlung von Daten durch 
den Unternehmer im Lohnnach-
weisverfahren 

§ 100 Inhalt des elektronischen Lohn-
nachweises 

§ 101 Stammdatendatei 

§ 102 Verarbeitung, Weiterleitung und 
Nutzung der Daten zum 
Lohnnachweisverfahren  

§ 103 Gemeinsame Grundsätze zur Da-
tenübermittlung an die Unfallver-
sicherung“.‘ 

Begründung 

Anpassung der Inhaltsübersicht an die Änderungen 
dieses Änderungsantrages durch Einfügung eines 
Dritten Titels. 

c) In Nummer 5 Buchstabe b wird Absatz 2 wie 
folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird nach dem Wort „Über-
gangsgeld“ das Wort „, Pflegeunter-
stützungsgeld“ eingefügt. 

bb) In Satz 7 werden nach dem Wort „Bu-
ches“ die Wörter „und von Pflegeun-
terstützungsgeld nach § 44a Absatz 3 
des Elften Buches.“ eingefügt. 

Begründung 

Korrektur eines Redaktionsversehens. 

d) Die Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 
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‚7. § 28a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird folgt geändert: 

aa) Nummer 12 wird wie folgt ge-
fasst: 

„12. bei einmalig gezahltem Ar-
beitsentgelt,“ 

bb) In Nummer 15 werden jeweils 
die Wörter „einer Betriebsstätte“ 
durch die Wörter „einem Be-
schäftigungsbetrieb“ ersetzt. 

cc) In dem Satzteil nach Nummer 20 
werden die Wörter „durch gesi-
cherte und verschlüsselte Daten-
übertragung aus systemgeprüf-
ten Programmen oder mittels 
maschinell erstellter Ausfüllhil-
fen“ gestrichen. 

dd) Die folgenden Sätze werden an-
gefügt: 

„Jede Meldung sowie die darin 
enthaltenen Datensätze sind mit 
einem eindeutigen Kennzeichen 
zur Identifizierung zu versehen. 
Meldungen nach diesem Buch 
erfolgen, soweit nichts Abwei-
chendes geregelt ist, durch elekt-
ronische Datenübermittlung (Da-
tenübertragung); dabei sind Da-
tenschutz und Datensicherheit 
nach dem jeweiligen Stand der 
Technik sicherzustellen und bei 
Nutzung allgemein zugänglicher 
Netze Verschlüsselungsverfah-
ren zu verwenden. Arbeitgeber 
oder andere Meldepflichtige ha-
ben ihre Meldungen durch Da-
tenübertragung aus systemge-
prüften Programmen oder mit-
tels maschinell erstellter Aus-
füllhilfen zu erstatten.“ 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Ab-
satz 2a eingefügt: 

„(2a) Der Arbeitgeber hat für jeden in 
einem Kalenderjahr Beschäftigten, 
der in der Unfallversicherung versi-
chert ist, zum 16. Februar des Folge-
jahres eine besondere Jahresmeldung 
zur Unfallversicherung zu erstatten. 
Diese Meldung enthält über die Anga-
ben nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 
bis 3, 6 und 9 hinaus folgende Anga-
ben: 

1. die Mitgliedsnummer des Unter-
nehmers; 

2. die Betriebsnummer des zuständi-
gen Unfallversicherungsträgers; 

3. das in der Unfallversicherung bei-
tragspflichtige Arbeitsentgelt in Euro 
und seine Zuordnung zur jeweilig an-
zuwendenden Gefahrtarifstelle.“‘ 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 wird wie folgt geändert: 

aaa) Nummer 2 Buchstaben c 
und f bis h wird aufgeho-
ben. 

bbb) In Nummer 4 wird die An-
gabe „Absatz 1 Nr. 19“ 

durch die Wörter „Absatz 1 
Satz 1 Nummer 19“ ersetzt. 

bb) Satz 3 wird aufgehoben 

d) Absatz 3a wird wie folgt gefasst: 

„(3a) Der Arbeitgeber oder eine Zahl-
stelle nach § 202 Absatz 2 des 
Fünften Buches kann in den Fäl-
len, in denen für eine Meldung 
keine Versicherungsnummer des 
Beschäftigten oder Versorgungs-
empfängers vorliegt, im Verfah-
ren nach Absatz 1 eine Meldung 
zur Abfrage der Versicherungs-
nummer an die Datenstelle der 
Träger der Rentenversicherung 
übermitteln; die weiteren Melde-
pflichten bleiben davon unbe-
rührt. Die Datenstelle der Träger 
der Rentenversicherung über-
mittelt dem Arbeitgeber oder der 
Zahlstelle unverzüglich durch 
Datenübertragung die Versiche-
rungsnummer oder den Hinweis, 
dass die Vergabe der Versiche-
rungsnummer mit der Anmel-
dung erfolgt.“ 

e) In Absatz 4a Satz 1 werden die Wörter 
„Absatz 1 Nummer 10“ durch die 
Wörter „Absatz 1 Satz 1 Nummer 10“ 
ersetzt.  

f) In Absatz 7 Satz 2 werden die Wörter 
„eine Einzugsermächtigung“ durch 
die Wörter „ein Lastschriftmandat“ 
ersetzt. 

g) In Absatz 10 Satz 1 werden die Wörter 
„§ 6 Absatz 1 Nummer 1“ durch die 
Wörter „§ 6 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 1“ ersetzt. 

h) Absatz 11 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „§ 6 
Absatz 1 Nummer 1“ durch die 
Wörter „§ 6 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1“ ersetzt. 

bb) In Satz 3 Nummer 10 werden die 
Wörter „der Betriebsstätte“ 
durch die Wörter „des Beschäfti-
gungsbetriebes“ ersetzt. 

i) In Absatz 13 Satz 2 wird das Wort „ge-
meinsamen“ durch das Wort „Ge-
meinsamen“ und die Angabe „§ 28b 
Absatz 2“ durch die Angabe „§ 28b 
Absatz 1“ ersetzt.‘ 

Begründung 

Zu Buchstabe a 

Zu Buchstabe aa 

Anpassung der Regelung zur Einmalzahlung an die 
Meldung von Einmalzahlungen durch gesonderte 
Meldung. Die Regelung zur Meldung des Betriebsstät-
tenwechsels wird mit Blick auf die noch nicht abge-
schlossenen Beratungen mit den Verfahrensbeteilig-
ten zur Frage der zukünftigen Nutzung der Betriebs-
nummern im Meldeverfahren gestrichen. Da sich der 
Mehraufwand der Meldungen durch einen Betriebs-
stättenwechsel mit den zu erwartenden Aufwandsre-
duzierungen durch geringere Fehlmeldungen und 
Rückfragen ungefähr deckt, kommt es durch den Weg-
fall der Regelung zu keinen Änderungen im Erfül-
lungsaufwand. 
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Zu Buchstabe bb, cc und dd 

Entspricht der Regelung aus dem Regierungsentwurf. 

Zu Buchstabe b 

In das Meldeverfahren der Arbeitgeber an die Sozial-
versicherungsträger wird statt der bisherigen an die 
anlassbezogenen Sozialversicherungsmeldungen ge-
koppelten Meldungen zur Unfallversicherung eine 
Jahresmeldung zur Unfallversicherung eingeführt, 
die die zu meldenden Sachverhalte in einer Meldung 
zusammenfasst. Dies trägt zur Entlastung der Arbeit-
geber und zur Senkung der Fehlermöglichkeiten bei. 

Der Erfüllungsaufwand für die neuen Jahresmeldun-
gen liegt in der Höhe der laufenden Meldungen für 
die Unfallversicherung im jetzigen Verfahren. Durch 
die direkte Verarbeitung der Meldungen bei den Un-
fallversicherungsträgern und der Übernahme durch 
die Rentenversicherung ergeben sich weniger Fehler, 
die bisher rund 10 Prozent der Meldungen ausmach-
ten. Bei den Arbeitgebern reduziert sich der laufende 
Aufwand für rund 4,8 Millionen Meldungen um circa 
15 Minuten durch die geringere Fehlerquote, das ent-
spricht einer Aufwandsreduzierung von 33,6 Millio-
nen Euro (15 Minuten bei 28 Euro Stundenlohn). 
Demgegenüber steht ein einmaliger Mehraufwand 
von circa jeweils einer Million Euro für die Änderung 
der Programmierung der Programme bei den Arbeit-
gebern und den einzelnen Sozialversicherungsträgern 
sowie rund 4 Millionen Euro für den Aufbau der An-
nahmestelle der Unfallversicherung. Die Einsparun-
gen bei den Sozialversicherungsträgern auf Grund der 
geringeren Zahl an Fehlermeldungen kann korres-
pondierend zu den Einsparungen bei den Arbeitge-
bern in gleicher Höhe angesetzt werden. 

Zu Buchstabe c 

Zu Buchstabe aa 

Zu Buchstabe aaa 

Redaktionelle Folgeänderung zu Buchstabe b. 

Zu Buchstabe bbb 

Korrektur eines Redaktionsversehens. 

Zu Buchstabe bb 

Redaktionelle Folgeänderung zu Buchstabe b. 

Zu Buchstabe d bis i 

Entspricht der Regelung aus dem Regierungsentwurf. 

e) In Nummer 8 wird § 28b wie folgt geändert: 

aa) Buchstabe d wird wie folgt gefasst: 

‚d) „Absatz 3 wird aufgehoben.“‘ 

bb) In Buchstabe e wird jeweils die Angabe „3“ 
durch die Angabe „2“ ersetzt. 

cc) In Buchstabe f wird jeweils die Angabe „4“ 
durch die Angabe „3“ ersetzt. 

dd) Buchstabe g wird wie folgt geändert: 

aaa) Die Angabe „5“ wird jeweils durch 
die Angabe „4“ ersetzt. 

bbb) In Satz 3 zweiter Halbsatz wird die 
Angabe „4“ durch die Angabe „3“ er-
setzt. 

Begründung 

Zu Buchstabe aa 

Die Vorschrift zur Zusammenrechnung der Meldun-
gen zur Unfallversicherung aus den anlassbezogenen 
Meldungen zu einem elektronischen Lohnnachweis 
ist nicht mehr notwendig und kann entfallen. An die 
Stelle der Zusammenrechnung der Meldungen zur 

Unfallversicherung aus den anlassbezogenen Mel-
dungen tritt der elektronische Lohnnachweis nach 
§ 99 des Vierten Buches. Zum Erfüllungsaufwand 
siehe oben zur Änderung des § 28a Buchstabe b. 

Zu Buchstabe bb bis dd 

Durch das Freiwerden des Absatzes 2 und die Strei-
chung des Absatzes 3 rücken die nachfolgenden Ab-
sätze auf. Der Regelungsinhalt ist identisch mit dem 
Regierungsentwurf. 

f) Nach Nummer 8 wird folgende Nummer 8a 
eingefügt: 

‚8a. In § 28p Absatz 8 Satz 4 werden nach den 
Wörtern „die Daten der Datei nach § 150 Ab-
satz 3 des Sechsten Buches“ die Wörter „und 
der Stammdatendatei nach § 101“ eingefügt.‘ 

Begründung 

Die Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung e. V. er-
stellt zur Qualitätssicherung der Meldeverfahren zum 
Lohnachweis und zur Jahresmeldung Unfallversiche-
rung eine Stammdatendatei (siehe § 101 Viertes 
Buch). Die Zugriffs- und Nutzungsrechte dieser Daten 
für die Betriebsprüfung werden in § 28p Absatz 8 
Viertes Buch geregelt. 

g) Nummer 10 Buchstabe b wird wie folgt gefasst: 

‚b) In Absatz 3 Satz 2 werden die Wörter „und 
dem Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales“ gestrichen.‘ 

Begründung 

Korrektur eines Redaktionsversehens. 

h) Nummer 12 wird wie folgt gefasst: 

‚12. In § 73 Absatz 2 Satz 6 werden die Wörter 
„und dem Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales“ gestrichen.‘ 

Begründung 

Korrektur eines Redaktionsversehens. 

i) In Nummer 13 wird in § 96 Absatz 2 Satz 1 das 
Wort „täglich“ durch die Wörter „mindestens 
einmal wöchentlich“ ersetzt. 

Begründung 

Die Änderung folgt der Anregung des Bundesrates, 
insbesondere Kleinstunternehmer, die selber ihre 
Meldungen abgeben, von einer täglichen Abruffrist zu 
entlasten. Auf Grund der relativ geringen Zahl der in 
Frage kommenden Arbeitgeber, die bisher nicht zeit-
nah ihre Meldungen abrufen, führt eine mindestens 
einmal wöchentliche Abruffrist gegenüber dem bishe-
rigen Vorschlag eines täglichen Abrufs zu keiner 
spürbaren Verschlechterung der Meldeverfahren. Es 
entsteht durch diese Regelung aber auch keine bere-
chenbare Entlastung im Erfüllungsaufwand. 

j) Nach Nummer 13 wird folgende Nummer 13a 
eingefügt: 

‚13a. Nach § 98 wird folgender Dritter Titel 
angefügt: 

„Dritter Titel 

Übermittlung von Daten im Lohnnach-
weisverfahren der Unfallversicherung 

§ 99 

Übermittlung von Daten durch den Unter-
nehmer im Lohnnachweisverfahren 

(1) Hat ein Unternehmer nach § 165 
Absatz 1 Satz 1 des Siebten Buches für das 
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Kalenderjahr, in dem Beitragspflicht be-
stand, einen Lohnnachweis zu erstellen, 
hat er diesen bis zum 16. Februar des Folge-
jahres durch elektronische Datenübertra-
gung an den zuständigen Unfallversiche-
rungsträger zu übermitteln. Die Übermitt-
lung hat aus einem systemgeprüften Ent-
geltabrechnungsprogramm oder einer sys-
temgeprüften Ausfüllhilfe nach § 28a Ab-
satz 1 Satz 2 und 3 zu erfolgen. 

(2) Der Unternehmer übermittelt die 
Meldungen nach Absatz 1 an die Annah-
mestelle der Unfallversicherungsträger. 
Übermittelt ein Unternehmer Meldungen 
für mehrere meldende Stellen oder geson-
dert für verschiedene Gruppen von Versi-
cherten, hat er diese Meldungen jeweils ge-
sondert als Teillohnnachweis zu erstatten. 

(3) Sind Korrekturen der gemelde-
ten Daten notwendig oder werden fehler-
hafte Meldungen zurückgewiesen, hat der 
Unternehmer unverzüglich die fehlerhafte 
Meldung zu stornieren und die Meldung 
erneut zu erstatten. 

(4) Abweichend von Absatz 3 ist 
eine Meldung nach Absatz 1 bei Insolvenz, 
Einstellung des Unternehmens, der Been-
digung aller Beschäftigungsverhältnisse o-
der anderen Sachverhalten, die zu einem 
Wegfall der die Abrechnung durchführen-
den Stelle führen, mit der nächsten Entgel-
tabrechnung, spätestens innerhalb von 
sechs Wochen, abzugeben. Das Nähere re-
geln die Gemeinsamen Grundsätze nach 
§ 103. 

§ 100 

Inhalt des elektronischen Lohnnachweises 

(1) Die Meldung des elektronischen 
Lohnnachweises enthält insbesondere fol-
gende Angaben 

a) die Mitgliedsnummer des Unterneh-
mers; 

b) die Betriebsnummer der die Abrech-
nung durchführenden Stelle und eine 
Liste der dazugehörigen Beschäfti-
gungsbetriebe; 

c) die Betriebsnummer des zuständigen 
Unfallversicherungsträgers; 

d) das in der Unfallversicherung beitrags-
pflichtige Arbeitsentgelt, die geleisteten 
Arbeitsstunden und die Anzahl der zu 
meldenden Versicherten, bezogen auf 
die anzuwendenden Gefahrtarifstellen. 

(2) Absatz 1 gilt für die Erstellung von 
Teillohnnachweisen nach § 99 Absatz 2 
entsprechend. 

(3) Das Nähere zum Verfahren, zu den 
Datensätzen und zu weiteren zu übermit-
telnden Angaben, insbesondere der zu ver-
wendenden Schlüsselzahlen, regeln die 
Gemeinsamen Grundsätze nach § 103. 

§ 101 

Stammdatendatei 

(1) Die Deutsche Gesetzliche Unfallver-
sicherung e.V. errichtet eine Stammdaten-
datei, in der der zuständige Unfallversiche-

rungsträger, die Mitgliedsnummer des Un-
ternehmers, die anzuwendenden Gefahrta-
rifstellen, die dazugehörigen Betriebsnum-
mern der die Abrechnung durchführenden 
Stellen und der durch diese Stellen abge-
rechneten Beschäftigungsbetriebe und ge-
gebenenfalls weitere erforderliche Identifi-
kationsmerkmale gespeichert sind. 

(2) Die Unfallversicherungsträger 
melden alle notwendigen Daten zur Errich-
tung einer Stammdatendatei an die Deut-
sche Gesetzliche Unfallversicherung e.V., 
Änderungen der Daten sind unverzüglich 
zu melden. Die Unfallversicherungsträger 
dürfen die zur Erledigung ihrer gesetzli-
chen Aufgaben notwendigen Daten aus der 
Stammdatendatei abrufen, verarbeiten und 
nutzen. 

(3) Die Deutsche Rentenversiche-
rung Bund, die Datenstelle der Träger der 
Rentenversicherungsträger und die Deut-
sche Rentenversicherung Bund Knapp-
schaft-Bahn-See dürfen zur Erfüllung der 
gesetzlichen Aufgaben nach diesem Buch 
die Daten der Stammdatendatei abrufen 
und nutzen. 

(4) Die Unternehmer haben zur 
Durchführung der Meldungen nach § 28a 
Absatz 2a und § 99 einen automatisierten 
Abgleich mit den Daten der Stammdaten-
datei durchzuführen. 

(5) Das Nähere zum Aufbau und 
zum Abrufverfahren, insbesondere zu den 
Datensätzen, wird in den Gemeinsamen 
Grundsätzen nach § 103 geregelt. 

§ 102 

Verarbeitung, Weiterleitung und Nutzung 
der Daten zum Lohnnachweisverfahren 

(1) Für die Annahme, Prüfung und 
Weiterleitung der Meldung nach § 99 gilt 
für die Annahmestelle der Unfallversiche-
rungsträger § 97 Absätze 3 bis 5 entspre-
chend. 

(2) Die Annahmestelle leitet die 
Meldung nach § 99 an die Deutsche Gesetz-
liche Unfallversicherung e.V. innerhalb ei-
nes Arbeitstages weiter. Die Deutsche Ge-
setzliche Unfallversicherung e.V. prüft 
diese Meldungen gegen ihre Informationen 
im Stammdatendienst und leitet fehlerfreie 
Meldungen an den zuständigen Unfallver-
sicherungsträger innerhalb eines Arbeitsta-
ges weiter. 

(3) Das Nähere zum Verfahren, zur 
Weiterleitung und zur Nutzung der Daten 
regeln die Gemeinsamen Grundsätze nach 
§ 103. 

§ 103 

Gemeinsame Grundsätze zur Datenüber-
mittlung an die Unfallversicherung 

Die Deutsche Rentenversicherung 
Bund, die Deutsche Gesetzliche Unfallver-
sicherung e.V. und der Spitzenverband 
Bund der Krankenkassen bestimmen in Ge-
meinsamen Grundsätzen bundeseinheit-
lich das Nähere zu den Verfahren nach den 
§§ 99, 100, 101 und 102. Die Grundsätze 
bedürfen der Genehmigung des Bundesmi-
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nisteriums für Arbeit und Soziales, das vor-
her die Bundesvereinigung der Deutschen 
Arbeitgeberverbände anzuhören hat.“‘ 

Begründung 

In dem neuen Dritten Titel im Sechsten Abschnitt des 
Vierten Buches werden die Grundlagen für das Mel-
deverfahren für einen jährlichen elektronischen 
Lohnnachweis gelegt. 

In § 99 werden der neue elektronische Lohnnachweis, 
der jeweils bis zum 16. Februar des Folgejahres abzu-
geben ist, und mögliche abweichende Regelungen 
zum Beispiel bei Beendigung des Betriebs geregelt. 

§ 100 beschreibt den Inhalt des neuen Lohnnachwei-
ses. Neu ist, dass dieser Lohnnachweis für jede mel-
dende Stelle eines Unternehmers einzeln abzugeben 
ist (Teillohnnachweis) und dann für die Beitrags-
grundlagen beim zuständigen Unfallversicherungs-
träger zusammengeführt wird. 

In § 101 wird die neue Stammdatendatei inhaltlich 
geregelt, die zum 1. Januar 2017 zur Qualitätssiche-
rung der elektronischen Meldeverfahren für die Un-
fallversicherung zur Verfügung stehen soll. Durch 
ihre zwingende Anwendung vor Absendung der Mel-
dungen wird sichergestellt, dass nur Meldungen mit 
korrekten Mitgliedsnummern und Gefahrtarifstellen 
übermittelt werden können. 

§ 102 regelt, dass abweichend von den sonstigen Mel-
deverfahren die Lohnnachweismeldungen direkt an 
die Annahmestelle der gesetzlichen Unfallversiche-
rung zu übermitteln sind. 

§ 103 regelt die Erstellung von Gemeinsamen Grunds-
ätzen für das neue elektronische Lohnnachweisver-
fahren, insbesondere die Erstellung der notwendigen 
Datensätze und Schlüsselzahlen. 

Zum Erfüllungsaufwand siehe oben zur Änderung 
des § 28a Buchstabe b. 

k) Nach der Nummer 18 wird folgende Num-
mer 18a eingefügt: 

‚18.a § 111 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 4 Buchstabe b wird 
das Wort „oder“ am Ende der 
Vorschrift durch ein Komma er-
setzt. 

bb) Die Nummern 5 und 6 werden 
wie folgt gefasst: 

„5. entgegen § 99 Absatz 1 
Satz 1 einen Lohnnachweis 
nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig, nicht in der 
vorgeschriebenen Weise o-
der nicht rechtzeitig über-
mittelt, 

6. entgegen § 99 Absatz 3, 
auch in Verbindung mit 
Absatz 4 Satz 1, eine Mel-
dung nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig erstattet oder“ 

b) In Absatz 4 werden die Wörter „Ab-
satzes 1 Nummer 2, 2b und 2c“ durch 
die Wörter „Absatzes 1 Nummer 2, 2b, 
2c und 5“ ersetzt.‘ 

Begründung 

Wie bei den Meldungen nach § 28a Viertes Buch sind 
auch Meldeverstöße für Meldungen nach § 99 als 

Ordnungswidrigkeiten zu ahnden und werden mit ei-
ner ebenso hohen Geldbuße bewehrt. 

2. Nach Artikel 1 wird folgender Artikel 1a einge-
fügt: 

‚Artikel 1a 

Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetz-
buch 

In § 16 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 des 
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch - Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende - in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 13. Mai 2011 (BGBl. I S. 
850, 2094), das zuletzt durch ... (BGBl. I S. ...) 
geändert worden ist, wird nach der Angabe 
„§ 54a“ die Angabe „und § 130“ eingefügt.‘ 

Begründung 

Siehe Begründung zu Artikel 1b Nummer 2. 

3. Nach Artikel 1a wird folgender Artikel 1b einge-
fügt: 

‚Artikel 1b 

Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 

Das Dritte Buch Sozialgesetzbuch - Arbeits-
förderung - (Artikel 1 des Gesetzes vom 24. März 
1997, BGBl. I S. 594, 595), das zuletzt durch ... 
(BGBl. I S. ...) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 130 wird wie folgt gefasst: 

„§ 130 Assistierte Ausbildung“. 

b) Die Angabe zu § 420 wird wie folgt gefasst: 

„§ 420 Versicherungsfreiheit von Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern 
des Programms Soziale Teilhabe 
am Arbeitsmarkt“. 

2. In § 22 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 wird nach 
der Angabe „§ 54a“ die Angabe „und § 130“ 
eingefügt. 

3. Dem § 56 Absatz 2 wird folgender Satz ange-
fügt: 

„Teilnehmende an einer ausbildungsvorberei-
tenden Phase nach § 130 haben Anspruch auf 
Berufsausbildungsbeihilfe wie Auszubildende 
in einer berufsvorbereitenden Bildungsmaß-
nahme.“. 

4. § 78 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Förderungsbedürftig sind auch 

1. junge Menschen, die ohne die Förderung 
mit ausbildungsbegleitenden Hilfen eine 
Einstiegsqualifizierung oder eine erste be-
triebliche Berufsausbildung nicht beginnen 
oder fortsetzen können oder voraussicht-
lich Schwierigkeiten haben werden, diese 
erfolgreich abzuschließen, oder 

2. Auszubildende, die nach der vorzeitigen 
Lösung eines betrieblichen Berufsausbil-
dungsverhältnisses unter den Vorausset-
zungen des § 76 Absatz 3 eine Berufsaus-
bildung außerbetrieblich fortsetzen. 

Satz 1 Nummer 1 gilt entsprechend für junge 
Menschen, die bereits eine Berufsausbildung 
absolviert haben und deren zweite Berufsaus-
bildung für ihre dauerhafte berufliche Einglie-
derung erforderlich ist.“. 
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5. In § 115 Nummer 2 werden nach dem Wort 
„Berufsausbildungsbeihilfe“ die Wörter „und 
der Assistierten Ausbildung“ eingefügt. 

6. § 130 wird wie folgt gefasst: 

„§ 130 

Assistierte Ausbildung 

(1) Die Agentur für Arbeit kann förde-
rungsbedürftige junge Menschen und deren 
Ausbildungsbetriebe während einer betriebli-
chen Berufsausbildung (ausbildungsbeglei-
tende Phase) durch Maßnahmen der Assistier-
ten Ausbildung mit dem Ziel des erfolgreichen 
Abschlusses der Berufsausbildung unterstüt-
zen. Die Maßnahme kann auch eine vorge-
schaltete ausbildungsvorbereitende Phase ent-
halten. 

(2) Förderungsbedürftig sind lernbeein-
trächtigte und sozial benachteiligte junge Men-
schen, die wegen in ihrer Person liegender 
Gründe ohne die Förderung eine betriebliche 
Berufsausbildung nicht beginnen, fortsetzen o-
der erfolgreich beenden können. § 57 Absatz 1 
und 2 sowie § 59 gilt entsprechend; § 59 Ab-
satz 2 gilt auch für die ausbildungsvorberei-
tende Phase. 

(3) Der förderungsbedürftige junge 
Mensch wird, auch im Betrieb, individuell 
und kontinuierlich unterstützt und sozialpä-
dagogisch begleitet. 

(4) In der ausbildungsbegleitenden Phase 
werden förderungsbedürftige junge Menschen 
unterstützt 

1. zum Abbau von Sprach- und Bildungsdefi-
ziten, 

2. zur Förderung fachtheoretischer Fertigkei-
ten, Kenntnisse und Fähigkeiten und 

3. zur Stabilisierung des Berufsausbildungs-
verhältnisses. 

Die Unterstützung ist mit dem Ausbildungsbe-
trieb abzustimmen und muss über die Vermitt-
lung betriebs- und ausbildungsüblicher In-
halte hinausgehen. 

(5) In einer ausbildungsvorbereitenden 
Phase werden förderungsbedürftige junge 
Menschen 

1. auf die Aufnahme einer betrieblichen Be-
rufsausbildung vorbereitet und 

2. bei der Suche nach einer betrieblichen 
Ausbildungsstelle unterstützt. 

Die ausbildungsvorbereitende Phase darf eine 
Dauer von bis zu sechs Monaten umfassen. 
Konnte der förderungsbedürftige junge 
Mensch in dieser Zeit nicht in eine betriebli-
che Berufsausbildung vermittelt werden, kann 
die ausbildungsvorbereitende Phase bis zu 
zwei weitere Monate fortgesetzt werden. Sie 
darf nicht den Schulgesetzen der Länder un-
terliegen. Betriebliche Praktika können abge-
stimmt auf den individuellen Förderbedarf in 
angemessenem Umfang vorgesehen werden. 

(6) Betriebe, die einen förderungsbedürf-
tigen jungen Menschen betrieblich ausbilden, 
können bei der Durchführung der Berufsaus-
bildung unterstützt werden 

1. administrativ und organisatorisch und 

2. zur Stabilisierung des Berufsausbildungs-
verhältnisses. 

Im Fall des Absatzes 1 Satz 2 können Betriebe, 
die das Ziel verfolgen, einen förderungsbe-
dürftigen jungen Menschen betrieblich auszu-
bilden, zur Aufnahme der Berufsausbildung in 
der ausbildungsvorbereitenden Phase im 
Sinne von Satz 1 unterstützt werden. 

(7) § 77 gilt entsprechend. Die Leistungen 
an den Träger der Maßnahme umfassen die 
Maßnahmekosten. § 79 Absatz 3 Satz 1 Num-
mer 1 und 2 gilt entsprechend. 

(8) Abweichend von Absatz 2 Satz 1 kön-
nen unter den Voraussetzungen von Satz 2 
auch junge Menschen förderungsbedürftig 
sein, die aufgrund besonderer Lebensum-
stände eine betriebliche Berufsausbildung 
nicht beginnen, fortsetzen oder erfolgreich be-
enden können. Voraussetzung ist, dass eine 
Landeskonzeption für den Bereich des Über-
gangs von der Schule in den Beruf besteht, in 
der die besonderen Lebensumstände konkreti-
siert sind, dass eine spezifische Landeskon-
zeption zur Assistierten Ausbildung vorliegt 
und dass sich Dritte mit mindestens 50 Prozent 
an der Förderung beteiligen. 

(9) Maßnahmen können bis zum 30. Sep-
tember 2018 beginnen. Die Unterstützung von 
Auszubildenden und deren Ausbildungsbe-
trieben kann in bereits laufenden Maßnahmen 
auch nach diesem Zeitpunkt beginnen. Die o-
der der Auszubildende muss spätestens in 
dem Ausbildungsjahr den Termin für die vor-
gesehene reguläre Abschlussprüfung haben, in 
dem die ausbildungsbegleitende Phase der 
Maßnahme endet.“ 

7. § 420 wird wie folgt gefasst: 

„§ 420 

Versicherungsfreiheit von Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern des Programms Soziale 

Teilhabe am Arbeitsmarkt 

Versicherungsfrei sind Personen in einer 
Beschäftigung, die im Rahmen des Bundespro-
gramms „Soziale Teilhabe am Arbeitsmarkt“ 
durch Zuwendungen des Bundes gefördert 
wird.“‘ 

Begründung 

Zu Nummer 1 

Zu Buchstabe a 

Folgeänderung zur Neufassung des § 130 (Artikel 1b 
Nummer 6). 

Zu Buchstabe b 

Folgeänderung zur Neufassung des § 420 (Artikel 1b 
Nummer 7). 

Zu Nummer 2 

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur Neufas-
sung des § 130 (Artikel 1b Nummer 6) und eine paral-
lele Änderung zu Artikel 1a. Durch die Anpassung des 
§ 22 wird in Verbindung mit der Änderung des § 16 
Zweites Buch Sozialgesetzbuch ermöglicht, dass die 
Assistierte Ausbildung nach § 130 für Leistungsbe-
rechtigte nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch 
vom Träger der Grundsicherung erbracht wird. Diese 
Lösung entspricht der Ausgestaltung bei ausbildungs-
begleitenden Hilfen, außerbetrieblicher Berufsausbil-
dung und Einstiegsqualifizierung. 

Zu Nummer 3 
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Die Berufsausbildungsbeihilfe während der ausbil-
dungsvorbereitenden Phase nach § 130 ist, wie auch 
während einer berufsvorbereitenden Bildungsmaß-
nahme, für alle Teilnehmenden eine Leistung des 
Dritten Buches. Sie wird in der Höhe geleistet, die 
Teilnehmende an einer berufsvorbereitenden Bil-
dungsmaßnahme nach § 51 erhalten. Es gilt gegebe-
nenfalls der Ausschluss des § 7 Absatz 5 in Verbin-
dung mit Absatz 6 Zweites Buch Sozialgesetzbuch. 
Erforderlichenfalls können Teilnehmende an der aus-
bildungsvorbereitenden Phase ergänzend Leistungen 
nach § 27 Zweites Buch Sozialgesetzbuch beantragen. 
Während der ausbildungsbegleitenden Phase haben 
die jungen Menschen Anspruch auf Berufsausbil-
dungsbeihilfe nach § 56 Absatz 1. 

Zu Nummer 4 

Durch die Neufassung des Absatzes 2 wird der mit 
ausbildungsbegleitenden Hilfen förderungsbedürf-
tige Personenkreis erweitert. Absatz 1 beschreibt den 
Kreis der grundsätzlich im Rahmen der Benachteilig-
tenförderung förderungsbedürftigen lernbeeinträch-
tigten und sozial benachteiligten jungen Menschen. 
Dieser wird in Absatz 2 um besondere Fallgestaltun-
gen ergänzt. Die in Satz 1 neu gefasste Nummer 1 er-
weitert den Kreis der mit ausbildungsbegleitenden 
Hilfen förderungsfähigen jungen Menschen grund-
sätzlich auf alle jungen Menschen, die eine entspre-
chende Unterstützung zur Aufnahme, zum Fortset-
zen oder zum erfolgreichen Absolvieren einer be-
trieblichen Berufsausbildung brauchen. Die weiteren 
Änderungen in Satz 1 Nummer 2 und Satz 2 sind 
Folgeänderungen. 

Mit der Regelung wird eine Zusage des Bundes aus 
der „Allianz für Aus- und Weiterbildung 2015 - 2018“ 
erfüllt. Zudem wird der Auftrag aus dem Koalitions-
vertrag zwischen CDU, CSU und SPD der 18. Legisla-
turperiode des Deutschen Bundestages umgesetzt, Ju-
gendliche mit schlechteren Startchancen durch aus-
bildungsbegleitende Hilfen zu unterstützen. 

Zu Nummer 5 

Leistungen zur Förderung der Berufsausbildung ge-
hören zu den wichtigen Leistungen der Förderung zur 
Teilhabe junger Menschen mit Behinderung am Ar-
beitsleben. Durch die Benennung im Leistungskatalog 
des § 115 wird klargestellt, dass auch Assistierte Aus-
bildung als eine solche allgemeine Leistung erbracht 
werden kann. Damit werden weitere Möglichkeiten 
zur Förderung inklusiver Berufsausbildung im Be-
trieb für junge Menschen mit Behinderung als weitere 
Alternative zu einer außerbetrieblichen Ausbildung 
oder zur beruflichen Bildung in Werkstätten für be-
hinderte Menschen geschaffen. Dies entspricht den 
Zielen des Nationalen Aktionsplans der Bundesregie-
rung zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskon-
vention. Mit Assistierter Ausbildung können auch be-
triebliche Berufsausbildungen von jungen Menschen 
mit Behinderung, die im Rahmen des Berufsbildungs-
gesetzes oder der Handwerksordnung abweichend 
von den Ausbildungsordnungen für staatlich aner-
kannte Ausbildungsberufe durchgeführt werden, un-
terstützt werden (§ 116 Absatz 2). 

Die Leistungen sollen insbesondere auch für junge 
Menschen mit Behinderung erbracht werden, die für 
eine betriebliche Berufsausbildung grundsätzlich ge-
eignet sind, aber auch bei einer betrieblicher Ausbil-
dung wegen ihrer Behinderung oder zur Sicherung des 
Eingliederungserfolges behindertenspezifischer Leis-
tungen zur Teilhabe am Arbeitsleben bedürfen (§ 113 
Absatz 1 Nummer 2 in Verbindung mit § 117 Absatz 1 
Nummer 1 Buchstabe b). In diesem Fall erhalten Teil-

nehmende bei Vorliegen der gesetzlichen Vorausset-
zungen die besonderen Leistungen wie zum Beispiel 
Ausbildungsgeld nach § 122. 

Zu Nummer 6 

§ 130 regelt die neue Maßnahme „Assistierte Ausbil-
dung“. Im Mittelpunkt der Maßnahme steht die indi-
viduelle und kontinuierliche Unterstützung einer o-
der eines förderungsbedürftigen Auszubildenden und 
seines Ausbildungsbetriebes während einer betriebli-
chen Berufsausbildung im Sinne von § 57 Absatz 1. 

Dies greift einen Ansatz auf, der in den letzten Jahren 
in verschiedenen, unter dem bisher nicht definierten 
Begriff „Assistierte Ausbildung“ zusammengefassten 
Modellen einer Auszubildenden und Ausbildungsbe-
trieb umfassenden Assistenz diskutiert und zum Teil 
auch erprobt worden ist. Durch eine intensive und pa-
rallele Unterstützung von Auszubildenden und Be-
trieben sollen die Berufsausbildung begleitet, eine 
Stabilisierung schwieriger Ausbildungsverhältnisse 
erreicht und neue Betriebe für die Berufsausbildung 
benachteiligter junger Menschen gewonnen werden. 

Zum Teil sehen die unter dem Begriff „Assistierte 
Ausbildung“ zusammengefassten Modelle auch eine 
beim selben Träger im Rahmen einer ganzheitlichen 
Maßnahme der Ausbildungsbegleitung vorgeschaltete 
ausbildungsvorbereitende Phase vor. Dadurch sollen 
eine gezielte Vorbereitung, eine passgenaue Vermitt-
lung und eine kontinuierliche Begleitung von förde-
rungsbedürftigen jungen Menschen und Betrieben er-
möglicht werden. Zugleich sollen in dieser Phase ge-
zielt Betriebe für die Berufsausbildung im Rahmen ei-
ner Assistierten Ausbildung gewonnen werden. 

Die Assistierte Ausbildung als Leistung nach dem 
Dritten Buch sieht diese Ansätze und Modelle auf-
greifend eine ausbildungsvorbereitende und eine aus-
bildungsbegleitende Phase vor. Während die ausbil-
dungsbegleitende Phase den Kern einer Assistierten 
Ausbildung darstellt und daher obligatorisch ist, 
kann eine ausbildungsvorbereitende Phase fakultativ 
vorgeschaltet werden, wenn so eine fortgesetzte und 
einheitliche Unterstützung bis zum Abschluss der Be-
rufsausbildung eröffnet werden soll. Dies ermöglicht 
auch, länderspezifischen Unterschieden gerecht zu 
werden und Angebote Assistierter Ausbildung mit 
den jeweiligen Länderkonzeptionen und -angeboten 
abzustimmen. 

Durch die Assistierte Ausbildung sollen neue betrieb-
liche Ausbildungsmöglichkeiten für junge Menschen 
erschlossen werden, für die eine Förderung mit aus-
bildungsbegleitenden Hilfen nicht intensiv genug ist. 
Durch den ganzheitlichen Ansatz mit der parallelen 
Einbeziehung des Betriebes soll der Ausbildungser-
folg auch für diese jungen Menschen besser erreich-
bar werden. Dies eröffnet auch neue betriebliche Per-
spektiven für benachteiligte junge Menschen, die bis-
her nur in einer außerbetrieblichen Berufsausbildung 
einen Berufsabschluss erreichen konnten. 

Mit der Regelung wird eine Zusage des Bundes aus 
der „Allianz für Aus- und Weiterbildung 2015 - 2018“ 
erfüllt. Die Assistierte Ausbildung soll für die ge-
samte Laufzeit der „Allianz für Aus- und Weiterbil-
dung 2015 - 2018“, also vier Jahrgangskohorten, ein-
geführt werden. Zudem wird der Auftrag aus dem Ko-
alitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD der 18. 
Legislaturperiode des Deutschen Bundestages umge-
setzt, Jugendliche mit schlechteren Startchancen 
durch die Assistierte Ausbildung zu unterstützen. 

Zu Absatz 1 

Der Absatz beschreibt Inhalte und Ziel der Assistier-
ten Ausbildung als Leistung der Agentur für Arbeit. 
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Satz 1 beschreibt mit dem erfolgreichen Abschluss 
der Berufsausbildung das zentrale Ziel und definiert 
die obligatorische ausbildungsbegleitende Phase, 
Satz 2 die fakultative ausbildungsvorbereitende 
Phase. 

Satz 2 eröffnet Flexibilität in zweierlei Hinsicht: Zum 
einen wird bei der Ausgestaltung der Maßnahme 
grundsätzlich die Möglichkeit geschaffen, eine ausbil-
dungsvorbereitende Phase vorzusehen, wenn es ge-
rade das Ziel ist, durch die fortgesetzte und einheitli-
che Unterstützung einen Weg in und durch eine be-
triebliche Berufsausbildung zu eröffnen. Zugleich 
bleibt die Möglichkeit erhalten, länderspezifischen 
Unterschieden gerecht zu werden und Angebote As-
sistierter Ausbildung mit den jeweiligen Länderkon-
zeptionen und -angeboten abzustimmen. Eine ausbil-
dungsvorbereitende Phase nach Satz 2 wird in einem 
Land, in dem Landesvorbereitungsmaßnahmen bereits 
ein kohärentes, in sich schlüssiges und abschließen-
des System bilden, möglicherweise nicht durchge-
führt. 

Zum anderen können einzelne junge Menschen und 
Betriebe sowohl in der ausbildungsbegleitenden 
Phase als auch bereits - entsprechende Konzeption 
der Maßnahme vorausgesetzt - in einer ausbildungs-
vorbereitenden Phase mit der Assistierten Ausbil-
dung beginnen. Ersteres kann zum Beispiel sinnvoll 
sein, wenn im Einzelfall ein benachteiligter junger 
Mensch bereits im Jahr des Schulabgangs mit Unter-
stützung durch Assistierte Ausbildung in eine be-
triebliche Berufsausbildung integriert und so eine au-
ßerbetriebliche Berufsausbildung vermieden werden 
kann oder wenn sich der besondere Förderungsbedarf 
erst im Verlauf einer bereits begonnenen betrieblichen 
Berufsausbildung herausstellt. 

Zu Absatz 2 

In der Maßnahme können sowohl lernbeeinträchtigte 
als auch sozial benachteiligte junge Menschen unter-
stützt werden. Die Begriffe sind im Recht der Ausbil-
dungsförderung bekannt. Als lernbeeinträchtigt gelten 
beispielsweise junge Menschen ohne Hauptschul- o-
der vergleichbaren Abschluss bei Beendigung der all-
gemeinen Schulpflicht. Sozial benachteiligt sind bei-
spielsweise junge Menschen unabhängig von dem er-
reichten Schulabschluss, die aufgrund von Sprachde-
fiziten oder bestehender Integrationsprobleme in ih-
rem soziokulturellen Umfeld der besonderen Unter-
stützung bedürfen. 

Weitere Voraussetzung ist, dass der junge Mensch we-
gen in seiner Person liegender Gründe ohne die För-
derung eine Berufsausbildung in einem Betrieb nicht 
beginnen, fortsetzen oder erfolgreich beenden kann. 
Dadurch wird verdeutlicht, dass die intensive indivi-
duelle und kontinuierliche Unterstützung in einer 
Assistierten Ausbildung nur dann möglich ist, wenn 
der junge Mensch sie konkret benötigt. 

Assistierte Ausbildung kann nur betriebliche Berufs-
ausbildung im Sinne von § 57 Absatz 1 vorbereiten 
und unterstützen. Die Verweise auf § 57 Absatz 2 und 
§ 59 stellen eine Parallelität zur Förderung mit Be-
rufsausbildungsbeihilfe her. Satz 2 zweiter Halbsatz 
stellt klar, dass geduldete Ausländerinnen und Aus-
länder über die Formulierung in § 59 Absatz 2 hinaus, 
nach der diese während einer betrieblich durchge-
führten Berufsausbildung gefördert werden können, 
auch in der ausbildungsvorbereitenden Phase der As-
sistierten Ausbildung und somit in der gesamten 
Maßnahme unterstützt werden können. 

Zu Absatz 3 

Über die gesamte Laufzeit der Maßnahme haben eine 
individuelle und kontinuierliche Unterstützung so-
wie eine durchgängige sozialpädagogische Begleitung 
des jungen Menschen zu erfolgen. Dies sind in den 
verschiedenen unter dem Begriff „Assistierte Ausbil-
dung“ zusammengefassten Modellen zentrale Ele-
mente und daher in Absatz 3 hervorgehoben. Der Be-
trieb soll eng in die Unterstützung eingebunden wer-
den. 

Zu Absatz 4 

Die Inhalte der ausbildungsbegleitenden Phase orien-
tieren sich an ausbildungsbegleitenden Hilfen. Hinzu 
kommt der Aspekt der Stabilisierung des Berufsaus-
bildungsverhältnisses. Das Unterstützungsangebot 
während der ausbildungsbegleitenden Phase ist aber 
hinsichtlich der konkreten Ausgestaltung und Inten-
sität an die Vorgaben des Absatzes 3 so anzupassen, 
dass eine individuelle und kontinuierliche Unterstüt-
zung erfolgt. 

Zu Absatz 5 

Eine ausbildungsvorbereitende Phase muss stets eine 
ausbildungsbegleitende Phase ergänzen und gezielt 
auf die Integration in die durch die Assistenz unter-
stützte betriebliche Berufsausbildung vorbereiten. Sie 
eröffnet die Möglichkeit einer fortgesetzten Unterstüt-
zung durch den gleichen Träger während der Vorbe-
reitung und der betrieblichen Berufsausbildung. Eine 
isolierte ausbildungsvorbereitende Maßnahme stellt 
dagegen keine Assistierte Ausbildung dar. Die ausbil-
dungsvorbereitende Phase ist daher grundsätzlich auf 
bis zu sechs Monate beschränkt. Junge Menschen, die 
einer längeren Vorbereitung bedürfen, können in spe-
ziellen Vorbereitungsmaßnahmen wie berufsvorberei-
tenden Bildungsmaßnahmen oder Einstiegsqualifizie-
rungen auf Ausbildung oder Arbeit vorbereitet wer-
den. Sie können im Anschluss daran auch unmittelbar 
in der ausbildungsbegleitenden Phase eine Assistierte 
Ausbildung beginnen. 

Der Schwerpunkt der ausbildungsvorbereitenden 
Phase liegt auf vermittlungsunterstützenden Leistun-
gen wie zum Beispiel Bewerbungstraining, Stärkung 
der sozialen Kompetenz etwa zur Steigerung von sozi-
aler Interaktion, Motivation, Belastbarkeit und Frust-
rationstoleranz sowie Stärkung der beruflichen Hand-
lungsfähigkeit. Möglich ist in begrenztem Umfang 
auch der Abbau von Sprach-und Bildungsdefiziten. 
Bilden Qualifizierung und Bildung allerdings die 
zentralen Bedarfe des jungen Menschen, ist eine be-
rufsvorbereitende Bildungsmaßnahme die geeignetere 
Vorbereitungsmaßnahme. 

Ist es trotz der intensiven Unterstützung nicht gelun-
gen, den jungen Menschen in der bis zu sechs Mona-
ten dauernden ausbildungsvorbereitenden Phase in 
eine betriebliche Berufsausbildung zu vermitteln, 
kann sie bis zu zwei weitere Monate fortgesetzt wer-
den. Dadurch sollen dem jungen Menschen zusätzli-
che Chancen eröffnet werden, auch in den Monaten 
September und Oktober noch in betriebliche Ausbil-
dung zu gelangen. Durch den späteren Ausbildungs-
start wird sich in diesen Fällen die ausbildungsbeglei-
tende Phase verkürzen. 

Betriebliche Praktika können etwa zur Berufsorientie-
rung oder zum Kennenlernen eines konkreten Betrie-
bes vorgesehen werden, sie dürfen aber nicht den 
zentralen Inhalt der Maßnahme bilden. Junge Men-
schen, bei denen die betriebliche Erprobung im Mit-
telpunkt steht, können in einer Einstiegsqualifizierung 
gefördert werden. 

Die Teilnahme an einer ausbildungsvorbereitenden 
Phase setzt entsprechenden Förderbedarf bereits bei 
der Integration in Berufsausbildung voraus. Sie wird 
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daher in der Regel nur für am 31. Januar des Jahres 
noch unversorgte Bewerberinnen und Bewerber in Be-
tracht kommen. Eine Förderung in einer Vorberei-
tungsphase im Schulentlassjahr ist dagegen im Regel-
fall nicht angezeigt. Die ausbildungsvorbereitende 
Phase einer Assistierten Ausbildung ist eine intensive 
Unterstützungsmaßnahme für förderungsbedürftige 
junge Menschen und kein breites Vermittlungsange-
bot. 

Die ausbildungsvorbereitende Phase darf nicht den 
Schulgesetzen der Länder unterliegen. Sie findet auch 
nicht parallel zu der Teilnahme an vollzeitschuli-
schen Angeboten der Länder wie zum Beispiel Berufs-
fachschulen statt. Für die Unterstützung dieser Schü-
lerinnen und Schüler sind die Länder zuständig. Bis-
herige Modelle der Assistierten Ausbildung wie das 
Projekt „carpo“ aus Baden-Württemberg sehen paral-
lel zu einem Besuch der Berufsfachschule in Vollzeit 
ebenfalls keine Unterstützungsleistungen vor. Nach 
Beendigung des Schulbesuchs ist die Teilnahme an 
der Assistierten Ausbildung möglich. 

Für die Dauer der ausbildungsvorbereitenden Phase 
hat die oder der Teilnehmende keinen Anspruch auf 
eine Ausbildungsvergütung. Der für diese Phase in 
§ 56 Absatz 2 Satz 2 geregelte Anspruch auf Berufs-
ausbildungsbeihilfe (siehe Artikel 1b Nummer 3) soll 
dazu beitragen, die ausbildungsbedingten Kosten der 
Teilnehmenden zu decken. Damit wird auch vermie-
den, dass junge Menschen aus finanziellen Erwägun-
gen zum Beispiel eine berufsvorbereitende Bildungs-
maßnahme gegenüber einer Assistierten Ausbildung 
bevorzugen. 

Zu Absatz 6 

Betriebe können nur dann unterstützt werden, wenn 
sie einen in Assistierter Ausbildung geförderten jun-
gen Menschen ausbilden, dieses Ziel verfolgen oder 
zumindest ernsthaft die Bereitschaft dazu erklären. 

Zu Absatz 7 

Es gelten die üblichen Regelungen für Maßnahmen der 
Agenturen für Arbeit im Bereich Berufsausbildung. 
Die Maßnahmen der Assistierten Ausbildung werden 
von Agenturen für Arbeit im Rahmen eines wettbe-
werbsrechtlichen Vergabeverfahrens beschafft und 
über die Träger den jungen Menschen und Betrieben 
zur Verfügung gestellt. 

Eine Vermittlungspauschale für die Vermittlung eines 
jungen Menschen aus einer ausbildungsvorbereiten-
den Phase in betriebliche Berufsausbildung ist nicht 
angezeigt. Die Integration eines in einer ausbildungs-
vorbereitenden Phase befindlichen Auszubildenden 
in den Ausbildungsbetrieb ist lediglich ein vorberei-
tendes Element, das den Kern Assistierter Ausbildung, 
also die ausbildungsbegleitende Phase, erst ermög-
licht. Die Zahlung einer Vermittlungspauschale wäre 
daher in diesen Fällen nicht gerechtfertigt. 

Zu Absatz 8 

In den letzten Jahren haben viele Länder angefangen, 
den Übergangsbereich von der Schule in Ausbildung 
zu reformieren und im Rahmen von Landeskonzepti-
onen zu systematisieren. Das Bundesministerium für 
Bildung und Forschung und das Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales sowie die Bundesagentur für 
Arbeit unterstützen solche Vorhaben auch durch das 
Angebot zum Abschluss von Bund-Länder-Vereinba-
rungen im Rahmen der Initiative „Abschluss und An-
schluss – Bildungsketten bis zum Ausbildungsab-
schluss“. 

Es besteht Bedarf, eine möglichst passgenaue Abstim-
mung dieser Landeskonzeptionen und der Landes-

konzepte zur Assistierten Ausbildung mit dem Instru-
ment Assistierte Ausbildung der Arbeitsförderung zu 
eröffnen. Daher ist zum einen das Instrument insge-
samt sehr flexibel ausgestaltet. Zum anderen ermög-
licht Absatz 8 unter bestimmten Voraussetzungen zu-
sätzliche Flexibilität durch Ausweitung der Ziel-
gruppe über lernbeeinträchtigte und sozial benachtei-
ligte junge Menschen hinaus.  

Voraussetzung ist, dass in einem Land eine landes-
weite Konzeption für den Übergang von der Schule in 
den Beruf und für die Assistierte Ausbildung geschaf-
fen worden ist oder im Vorfeld der Förderung geschaf-
fen wird. Dabei kann es sich um eine vom Land allein 
oder im Zusammenwirken mit anderen Akteuren, ins-
besondere den Sozialpartnern, beschlossene Konzep-
tion handeln. Ein nur regional oder modellhaft grei-
fendes Konzept genügt nicht. 

In den Kreis der förderungsbedürftigen jungen Men-
schen einbezogen werden können junge Menschen, 
bei denen besondere Lebensumstände dazu geführt 
haben, dass Beginn, Fortsetzung oder erfolgreiche Be-
endigung einer Berufsausbildung bei ihnen erschwert 
ist. Welche Lebensumstände hier erfasst werden, ist in 
der Landeskonzeption zu konkretisieren. Eine Unter-
stützung mit dem intensiven Instrument Assistierte 
Ausbildung ist nur dann angemessen, wenn sie durch 
besondere Lebensumstände erforderlich ist. So recht-
fertigen zum Beispiel allein Schwierigkeiten bei der 
Suche nach der gewünschten Ausbildungsstelle oder 
schwache Leistungen in der Schule eine solche inten-
sive Unterstützung nicht. Die besonderen Lebensum-
stände müssen sich zudem so auf die Person des jun-
gen Menschen ausgewirkt haben, dass er ohne die För-
derung eine betriebliche Berufsausbildung nicht be-
ginnen, fortsetzen oder erfolgreich beenden kann. 

Weitere Voraussetzung für die Ausweitung des Krei-
ses der förderungsbedürftigen jungen Menschen ist, 
dass das Angebot für die hinzukommenden Personen 
von einem Dritten mit mindestens 50 Prozent kofinan-
ziert wird. Neben dem Land selbst können zum Bei-
spiel Kommunen oder die Wirtschaft Dritter sein. 
Dadurch wird der gemeinsamen Verantwortung für 
die jungen Menschen Rechnung getragen. Die allei-
nige Unterstützung aus Mitteln der Bundesagentur für 
Arbeit oder der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
bleibt auf lernbeeinträchtigte oder sozial benachtei-
ligte junge Menschen beschränkt. Die gesetzliche Re-
gelung eröffnet die Möglichkeit, in Absatz 2 und Ab-
satz 8 genannte junge Menschen gemeinsam in dersel-
ben oder in getrennten Maßnahmen der Agentur für 
Arbeit zu unterstützen; eine Förderung in Maßnah-
men Dritter ist der Agentur für Arbeit nicht möglich. 

Zu Absatz 9 

Die Maßnahme wird in vier Jahrgangskohorten er-
probt. Förderungsbedürftige Auszubildende können 
auch nach dem 30. September 2018 in eine bereits lau-
fende Maßnahme eintreten. Das ermöglicht die Beset-
zung frei gebliebener bzw. frei gewordener Plätze. 
Eine Nachbesetzung ist nur möglich, wenn der Auszu-
bildende den Termin für die vorgesehene reguläre Ab-
schlussprüfung seiner Berufsausbildung spätestens in 
dem Ausbildungsjahr hat, in dem die ausbildungsbe-
gleitende Phase der Maßnahme endet. Dadurch wird 
sichergestellt, dass die Berufsausbildung voraussicht-
lich innerhalb der Laufzeit der Maßnahme abgeschlos-
sen wird. 

Zu Nummer 7 

Der Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD 
der 18. Legislaturperiode des Deutschen Bundestages 
sieht vor, bei der Bekämpfung der Langzeitarbeitslo-
sigkeit einen Schwerpunkt der Arbeitsmarktpolitik zu 
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setzen. Zur Erreichung dieses Ziels können unter an-
derem im Rahmen des Bundesprogramms „Soziale 
Teilhabe am Arbeitsmarkt“ sozialversicherungspflich-
tige Beschäftigungsverhältnisse für zusätzliche und 
im öffentlichen Interesse liegende Arbeiten durch Zu-
wendungen des Bundes gefördert werden. 

Der neu gefasste § 420 Satz 1 regelt, dass Beschäftigun-
gen, die im Rahmen des bis 31. Dezember 2018 befris-
teten Bundesprogramms „Soziale Teilhabe am Ar-
beitsmarkt“ ausgeübt werden, nicht der Versiche-
rungspflicht zur Arbeitsförderung unterliegen. Durch 
die Teilnahme an diesem Bundesprogramm, das aus 
dem SGB II-Eingliederungstitel finanziert wird, sollen 
keine Ansprüche gegen die Arbeitslosenversicherung 
erworben werden. Dadurch sollen auch Fehlanreize 
vermieden werden, um zu verhindern, dass unter an-
derem zu dem Zweck Teilnehmer in das Programm 
aufgenommen werden, um Ansprüche aus der Ar-
beitslosenversicherung zu erwerben. Voraussetzung 
für die Befreiung von der Versicherungspflicht zur Ar-
beitsförderung ist, dass die Beschäftigungen durch Zu-
wendungen des Bundes im Rahmen des Bundespro-
gramms gefördert werden. 

4. Artikel 2 wird wie folgt geändert: 

a) Der Nummer 1 wird folgende Nummer 0 vo-
rangestellt: 

‚0. § 24a Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach den Wörtern 
„auf Versorgung mit“ das Wort „ver-
schreibungspflichtigen“ eingefügt 
und das Komma und die Wörter „ so-
weit sie ärztlich verordnet werden“ 
gestrichen. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

„Satz 1 gilt entsprechend für nicht 
verschreibungspflichtige Notfallkont-
razeptiva, soweit sie ärztlich verord-
net werden; § 129 Absatz 5a gilt ent-
sprechend.“‘ 

Begründung 

Zu Buchstabe a 

§ 24a Absatz 2 regelt den Anspruch von Frauen vor 
Vollendung des 20. Lebensjahres auf Versorgung mit 
empfängnisverhütenden Mitteln. Die bisherige For-
mulierung, dass der Anspruch nur besteht, soweit die 
Mittel ärztlich verordnet werden, wurde überwiegend 
und in der Praxis im Sinne einer Verschreibungs-
pflicht ausgelegt. Hierunter fielen bislang neben „her-
kömmlichen“ Mitteln (wie zum Beispiel die soge-
nannte Antibabypille) auch die Notfallkontrazeptiva 
(postkoitale Empfängnisverhütung zur Verhinderung 
ungewollter Schwangerschaften und zur Senkung der 
Rate an Schwangerschaftsabbrüchen, „Pille danach“). 

Aufgrund einer Entscheidung der EU-Kommission 
vom 7. Januar 2015 wurde das Notfallkontrazeptivum 
- ellaOne® - mit dem Wirkstoff Ulipristalacetat aus 
der Verschreibungspflicht entlassen. Im Rahmen der 
Vierzehnten Verordnung zur Änderung der Arznei-
mittelverschreibungsverordnung ist die zeitnahe Um-
setzung dieser Entscheidung sowie die Entlassung 
von Notfallkontrazeptiva mit dem Wirkstoff Levonor-
gestrel aus der Verschreibungspflicht vorgesehen. Mit 
Inkrafttreten der Vierzehnten Verordnung zur Ände-
rung der Arzneimittelverschreibungsverordnung kön-
nen Frauen dann diese Notfallkontrazeptiva kosten-
pflichtig in einer Apotheke beziehen, ohne zuvor ei-
nen Arzt konsultiert zu haben. Im Hinblick auf den 
Wegfall der Verschreibungspflicht ist allerdings si-
cherzustellen, dass Frauen bis zur Vollendung des 

20. Lebensjahres wie bisher die Möglichkeit haben, 
einen Anspruch auf Kostenübernahme durch die ge-
setzliche Krankenversicherung (GKV) geltend zu ma-
chen. 

Zu Buchstabe aa 

Die Umformulierung von Satz 1 dient der rechtlichen 
Klarstellung der schon bisher geltenden Rechtslage, 
dass Kosten für empfängnisverhütende Mittel für 
Frauen, die das 20. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, durch die GKV zu übernehmen sind, wenn für 
diese Mittel eine Pflicht zur ärztlichen Verschreibung 
besteht, das heißt wenn diese Mittel verschreibungs-
pflichtig sind. Die nicht mehr verschreibungspflichti-
gen Notfallkontrazeptiva sind von dieser Regelung 
folglich in Zukunft nicht mehr erfasst. 

Zu Buchstabe bb 

Der neue Satz 2 sieht deshalb eine Ausnahmeregelung 
für die nicht verschreibungspflichtigen Notfallkontra-
zeptiva vor. Die Vorschrift regelt die Voraussetzun-
gen, unter denen Frauen, die das 20. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben, weiterhin einen Anspruch auf 
Übernahme der Kosten für nicht verschreibungs-
pflichtige Notfallkontrazeptiva haben. Die Regelung 
bestimmt, dass die Kosten für diese nicht verschrei-
bungspflichtigen empfängnisverhütenden Mittel 
durch die Krankenkasse zu tragen sind, sofern eine 
ärztliche Verordnung vorliegt. 

Die Regelung eröffnet Frauen, „die aufgrund ihrer 
wirtschaftlichen Lage, insbesondere, weil sie sich 
noch in der Ausbildung befinden, am wenigsten in 
der Lage sein werden, die Kosten für Empfängnisver-
hütungsmittel aufzubringen“ (vgl. Bundestagsdruck-
sache 12/2605 (neu)), weiterhin die Möglichkeit, 
die - nunmehr aus der Verschreibungspflicht entlas-
senen - Notfallkontrazeptiva zu Lasten der gesetzli-
chen Krankenversicherung zu erhalten. 

Mit dem Verweis auf § 129 Absatz 5a wird die Erstat-
tung von nicht verschreibungspflichtigen Notfall-
kontrazeptiva der Erstattung von nicht verschrei-
bungspflichtigen Arzneimitteln hinsichtlich der 
Preisspannen für Apotheken und Großhandel gleich-
gestellt. Der in Satz 1 genannte Verweis auf § 31 Ab-
satz 2 bis 4 gilt auch für nicht verschreibungspflich-
tige Notfallkontrazeptiva entsprechend. 

b) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

‚1. § 202 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Die Krankenkasse hat der Zahl-
stelle der Versorgungsbezüge und 
dem Bezieher von Versorgungsbe-
zügen unverzüglich die Beitrags-
pflicht des Versorgungsempfän-
gers und deren Umfang mitzutei-
len.“ 

bb) Satz 5 wird aufgehoben. 

b) In Absatz 2 werden nach Satz 1 fol-
gende Sätze eingefügt: 

„Die Krankenkasse hat nach inhaltli-
cher Prüfung alle fehlerfreien Angaben 
elektronisch zu übernehmen, zu verar-
beiten und zu nutzen. Alle Rückmel-
dungen der Krankenkasse an die Zahl-
stelle erfolgen arbeitstäglich durch Da-
tenübertragung.“ 

c) Absatz 3 wird aufgehoben.‘ 
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Begründung 

Zu Buchstabe a 

Zu Buchstabe aa 

Das Zahlstellen-Meldeverfahren ist sowohl von Mel-
depflichten der Zahlstellen von Versorgungsbezügen 
als auch von Meldepflichten der Krankenkassen ge-
prägt. Im Wesentlichen soll das Verfahren sicherstel-
len, dass alle Beteiligten rechtzeitig und umfassend 
über die für die ordnungsgemäße Durchführung der 
Mitgliedschaften der Versorgungsbezugsempfänger 
erforderlichen melde- und beitragsrechtlichen Infor-
mationen verfügen. Das bestehende Verfahren in sei-
ner gegenwärtigen Ausprägung ist noch mit Meldein-
halten befrachtet, die im papiergebundenen Verfah-
ren in der Vergangenheit notwendig waren, das heu-
tige ausschließlich maschinelle Verfahren aber belas-
ten. 

Dazu gehört die Regelung des § 202 Absatz 1 Satz 4, 
der die Krankenkassen verpflichtet, den Zahlstellen 
von Versorgungsbezügen den maßgeblichen Beitrags-
satz mitzuteilen. Diese Meldung ist nicht mehr erfor-
derlich. Statt einer Mitteilung des seit 1. Januar 2015 
geltenden allgemeinen Beitragssatzes und des kran-
kenkassenindividuellen Zusatzbeitragssatzes an die 
Zahlstellen für jeden Versorgungsbezieher, rufen die 
Zahlstellenabrechnungsprogramme die maßgebli-
chen Berechnungsgrößen über ein etabliertes techni-
sches Verfahren bei der Informationstechnischen Ser-
vicegesellschaft der gesetzlichen Krankenkassen ab. 

Die Anzahl der Bezieher von Versorgungsbezügen 
wird in den amtlichen Statistiken nicht erfasst. Es 
wird allerdings davon ausgegangen, dass rund 11,5 
Millionen mitgliederbezogene Meldungen seitens der 
Krankenkassen ausschließlich zum Zwecke der Kom-
munikation des jeweils geltenden Zusatzbeitragssat-
zes erforderlich sind. Angesichts von rund 17 Millio-
nen KVdR-Mitgliedern ist dies eine eher konservative 
Schätzung. Legt man den im OMS-Projekt ermittelten 
Erfüllungsaufwand in Höhe von 1,92 Euro pro Mel-
dung zugrunde, ergibt sich ein Einsparpotenzial in 
Höhe von rund (11,5 Millionen Meldungen x 1,92 
Euro) circa 22 Millionen Euro. 

Zu Buchstabe bb 

Entspricht der Regelung aus dem Regierungsentwurf. 

Zu Buchstabe b und c 

Entspricht den Regelungen aus dem Regierungsent-
wurf. 

5. Artikel 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 5 wird die Angabe „§ 194 Absatz 1 
Satz 4“ durch die Angabe „§ 194 Absatz 1 
Satz 6“ ersetzt. 

Begründung: 

Redaktionelle Änderung. 

b) Nach Nummer 9 folgende Nummer 9a ein-
gefügt: 

‚9a. In § 148 Absatz 3 werden nach dem 
Wort „Krankenversicherung“ die Wörter 
„dem Bundesversicherungsamt als Verwal-
ter des Gesundheitsfonds,“ eingefügt.‘ 

Begründung 

Die Deutsche Rentenversicherung Bund hat mit dem 
„CEP.net-Verfahren“ eine Prüfungs- und Ergebnisda-

tenbank eingerichtet. Mit dieser wird ein übersichtli-
ches Dialogverfahren für Prüfungen der Deutschen 
Rentenversicherung Bund, der Regionalträger und 
der Bundesagentur für Arbeit erreicht. 

Das Bundesversicherungsamt als Verwalter des Ge-
sundheitsfonds benötigt einen lesenden Zugriff, um 
seiner Aufgabe, der Sicherstellung der Einnahmen 
des Gesundheitsfonds, nachzukommen. Hierzu ge-
hört, die relevanten Prüfmitteilungen zeitnah zu er-
halten und die darin für den Gesundheitsfonds ent-
haltenen Schadensersatzforderungen gegenüber den 
Einzugsstellen geltend zu machen. Auch ist ein lesen-
der Zugriff für statistische Auswertungen zu Einzugs-
stellenprüfungen erforderlich. 

c) Nach Nummer 9a wird folgende Num-
mer 9b eingefügt: 

‚9b. Dem § 165 Absatz 1a werden fol-
gende Sätze angefügt: 

„Die Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend für 
Küstenschiffer und Küstenfischer, wenn 
das laufende Arbeitseinkommen im Durch-
schnitt voraussichtlich um wenigstens 30 
vom Hundert geringer ist als das Arbeits-
einkommen nach Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 5. Das für Küstenschiffer und Küsten-
fischer festgestellte laufende Arbeitsein-
kommen bleibt für ein Jahr maßgebend. Für 
die Folgejahre sind die Sätze 6 und 7 erneut 
anzuwenden.“‘ 

Begründung 

Durch die Ergänzung des § 165 wird auch für Küsten-
schiffer und Küstenfischer die Inanspruchnahme der 
sogenannten Sozialklausel möglich, wenn das lau-
fende Arbeitseinkommen im Durchschnitt voraus-
sichtlich um wenigstens 30 Prozent geringer ist als 
das in der Unfallversicherung maßgebende beitrags-
pflichtige Arbeitseinkommen (Jahresdurchschnitts-
einkommen nach § 92 Absatz 3 und 4 Siebtes Buch). 
Die Sozialklausel für Küstenschiffer und -fischer gilt 
zunächst immer nur für ein Jahr. Damit sie für weitere 
Jahre gilt, muss das laufende Arbeitseinkommen mit 
einer Minderung von durchschnittlich 30 Prozent ge-
genüber dem Jahresdurchschnittseinkommen der Un-
fallversicherung jährlich nachgewiesen werden. 

d) Nummer 10 wird wie folgt gefasst: 

‚10. § 166 Absatz 1 wird wie folgt geän-
dert: 

a) In Nummer 2c werden die Wörter „o-
der Teilübergangsgeld“ gestrichen. 

b) Nach Nummer 4 wird folgende Num-
mer 4a eingefügt: 

„4a. bei Personen, die für eine 
begrenzte Zeit im Ausland beschäftigt 
sind, das Arbeitsentgelt oder der sich 
abweichend vom Arbeitsentgelt nach 
Nummer 4 ergebende Betrag, wenn 
dies mit der antragstellenden Stelle 
vereinbart wird; die Vereinbarung 
kann nur für laufende und künftige 
Lohn- und Gehaltsabrechnungszeit-
räume getroffen werden,“. 

c) Die bisherige Nummer 4a wird Num-
mer 4b.‘ 

Begründung 

Zu Buchstabe a 
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Entspricht der bisherigen Regelung aus dem Regie-
rungsentwurf. 

Zu den Buchstaben b und c 

Die Änderungen eröffnen für Personen, die für eine 
begrenzte Zeit im Ausland beschäftigt sind, die Mög-
lichkeit für die Maßgeblichkeit der Mindestbeitrags-
bemessungsgrundlage nach § 166 Absatz 1 Nummer 4 
in Höhe von mindestens zwei Dritteln der Beitragsbe-
messungsgrenze. Die Beitragsbemessungsgrundlage 
kann damit entsprechend der bis zum 31. Dezember 
2011 für im Ausland beschäftigte Deutsche generell 
geltenden Rechtslage festgelegt werden. Allerdings 
gilt diese Mindestbeitragsbemessungsgrundlage nur 
und stellt somit die beitragspflichtige Einnahme dar, 
wenn sie günstiger (höher) ist als das Arbeitsentgelt 
und die Maßgeblichkeit dieser Mindestbeitragsbe-
messungsgrundlage zwischen Versicherten und an-
tragstellenden Stellen mit Wirkung für die Zukunft 
vereinbart wird. 

Damit sind die antragspflichtversicherten Personen, 
die für eine begrenzte Zeit im Ausland beschäftigt 
sind, zukünftig (wieder) den Entwicklungshelfern 
gleichgestellt, wenn dies vereinbart wird. 

Personen, die im Ausland bei einer amtlichen Vertre-
tung des Bundes oder der Länder oder bei einem Lei-
ter, Mitglied oder Bediensteten einer amtlichen Ver-
tretung des Bundes oder der Länder beschäftigt sind, 
werden beitragsrechtlich unverändert behandelt, al-
lerdings in der neuen Nummer 4b (bisher Num-
mer 4a) des § 166 Absatz 1. 

e) Nach Nummer 11 werden die folgenden Num-
mern 11a und 11b eingefügt: 

‚11a. In § 170 Absatz 1 Nummer 4 werden 
nach dem Wort „Entwicklungshelfern“ 
die Wörter „, bei Personen, die für eine 
begrenzte Zeit im Ausland beschäftigt 
sind,“ eingefügt. 

11b. In § 181 Absatz 2 Satz 2 werden die 
Wörter „bei Entwicklungshelfern der 
sich aus § 166 Absatz 1 Nummer 4“ 
durch die Wörter „bei Entwicklungs-
helfern und Personen, die für eine be-
grenzte Zeit im Ausland beschäftigt 
sind, der sich aus § 166 Absatz 1 Num-
mer 4 und 4a“ ersetzt.’ 

Begründung 

Es handelt sich um Folgeänderungen zur Einfügung 
der neuen Nummer 4a in § 166 Absatz 1 (siehe Arti-
kel 3 Nummer 10). 

6. Artikel 4 wird wie folgt geändert: 

a) Der Nummer 1 wird folgende Nummer 0 vo-
rangestellt: 

‚0. In der Inhaltsübersicht wird nach der An-
gabe zu § 218e folgende Angabe zu § 218f 
eingefügt: 

„§ 218f Weitergeltung des Lohnnachweis-
verfahrens in der Fassung vom 31. Dezem-
ber 2005“.‘ 

Begründung 

Folgeänderung zu Buchstabe d. 

b) Nach Nummer 14 wird folgende Nummer 14a 
eingefügt: 

‚14a. § 168 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 wird auf
 gehoben. 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Ab
 satz 2a eingefügt: 

„(2a) Enthält eine Meldung nach 
§ 99 des Vierten Buches unrichtige 
Angaben, unterbleibt eine Aufhebung 
des Beitragsbescheides nach § 44 des 
Zehnten Buches zugunsten des Unter-
nehmers, solange die fehlerhaften 
Meldungen nicht durch den Unter-
nehmer korrigiert worden sind.“‘ 

Begründung 

Zu Buchstabe a 

Die in Bezug genommene rechtliche Regelung wurde 
bereits aufgehoben, so dass diese Regelung daher 
ebenfalls gestrichen werden kann. 

Zu Buchstabe b 

Durch die Ergänzung in § 168 Absatz 2a Siebtes Buch 
wird sichergestellt, dass nicht jede Änderung der den 
Beitragsgrundlagen zu Grunde liegenden melde-
pflichtigen Tatbestände automatisch zu einer Ände-
rung des Lohnnachweises führt, sondern nur dann 
eine Anpassung erfolgt, wenn diese Änderungen zu 
einer tatsächlichen Änderungen der zu zahlenden 
Beiträge in einem relevanten Maße führt. Dadurch 
soll die Wirtschaftlichkeit des Verfahrens gesteigert 
und der Arbeitsaufwand sowohl bei den Arbeitgebern 
als auch bei den Unfallversicherungsträgern gesenkt 
werden. Zum Erfüllungsaufwand siehe oben zur Än-
derung des § 28a Buchstabe b. 

c) Nach Nummer 15 wird folgende Nummer 15a 
eingefügt: 

‚15a. Dem § 213 wird folgender Absatz 5 ange-
fügt: 

„(5) Vom 1. November 2014 bis zum 
31. Dezember 2015 gilt § 2 Absatz 1 Num-
mer 1 und 12 sowie Absatz 3 Satz 2 und 
3 auch für Personen, die von Unterneh-
men zur Hilfe bei Unglücksfällen oder 
des Zivilschutzes in der Zuständigkeit 
der Unfallversicherung Bund und Bahn 
in das Ausland delegiert werden, wenn 
sie im Inland ihren Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt haben oder die 
Tätigkeit im Inland beginnt oder beendet 
werden soll.“‘ 

Begründung 

Die Vorschrift stellt übergangsweise den gesetzlichen 
Unfallversicherungsschutz insbesondere von freiwil-
ligen Helfern, die vom Deutschen Roten Kreuz in aus-
ländische Staaten, die von Ebola betroffen sind, dele-
giert werden, sicher. Zuständiger Unfallversiche-
rungsträger für das Deutsche Rote Kreuz ist die zum 
1. Januar 2015 errichtete Unfallversicherung Bund 
und Bahn. Derzeit wird der Versicherungsschutz im 
Ausland für freiwillige Helfer von Unternehmen in 
der Zuständigkeit der Unfallversicherung Bund und 
Bahn durch eine weite Auslegung des Entsendebe-
griffs nach § 4 des Vierten Buches gewährleistet. 
Diese Auslegung wird mit der Vorschrift gesetzlich 
klargestellt. Vor dem Hintergrund der besonderen Ge-
fährdungssituation und der Eigenart der freiwilligen 
Rettungseinsätze wird über den Anwendungsbereich 
des § 4 des Vierten Buches hinaus auch geregelt, dass 
Helfer bei Tätigkeiten im Ausland zum versicherten 
Personenkreis der Unfallversicherung Bund und 
Bahn gehören, ohne dass die Voraussetzungen einer 
Entsendung vorliegen müssen. Daher reicht es für den 
gesetzlichen Versicherungsschutz in der Unfallversi-
cherung aus, wenn zum Beispiel ein Wohnsitz in 
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Deutschland besteht, der Einsatz im Inland vorberei-
tet oder mit dem Rückflug nach Deutschland beendet 
werden soll. Die Vorschrift gilt nur übergangsweise 
bis Ende 2015, weil derzeit eine freiwillige Auslands-
versicherung nach § 140 Siebtes Buch, die ebenfalls 
Versicherungsschutz bei solchen Auslandseinsätzen 
gewährleisten kann, von der Unfallversicherung 
Bund und Bahn durch Satzungsänderung vorbereitet 
wird. Anderen Hilfsorganisationen, wie zum Beispiel 
Ärzte ohne Grenzen, steht eine solche Auslandsversi-
cherung bei ihrem zuständigen Unfallversicherungs-
träger bereits offen. Der Zeitpunkt des Beginns der 
rückwirkenden Geltung der Vorschrift ergibt sich da-
raus, dass die Ebola-Einsätze des Deutschen Roten 
Kreuzes mit freiwilligen Helfern im November 2014 
begonnen haben. 

Durch die Regelung entstehen dem Bund keine zu-
sätzlichen Ausgaben, da es sich im Wesentlichen um 
Klarstellungen und im Übrigen um die Verringerung 
bürokratischer Hemmnisse handelt. 

d) Nach Nummer 16 wird folgende Nummer 16a 
eingefügt: 

‚16a. Nach § 218e wird folgender § 218f einge-
fügt: 

„§ 218f 

Weitergeltung des Lohnnachweisverfah-
rens in der Fassung vom 31. Dezember 

2005 

Grundlage für den Beitragsbescheid 
für den Zeitraum vom 1. Januar 2015 bis 
zum 31. Dezember 2017 ist der Lohnnach-
weis nach § 165 Absatz 1 in der bis zum 
31. Dezember 2016 gültigen Fassung.“‘ 

Begründung 

Für den Übergangszeitraum vom 1. Januar 2015 bis 
zum 31. Dezember 2017 soll weiterhin Grundlage des 
Beitragsbescheides der Unfallversicherungsträger der 
papiergestützte Lohnnachweis sein. Dadurch wird 
ein Erprobungszeitraum für das neue Meldeverfahren 
zur Unfallversicherung geschaffen und eine höhere 
Verfahrenssicherheit ab dem 1. Januar 2019 erreicht. 
Namentlich ist die Zusammenfassung von Teillohn-
nachweisen zu einem Unternehmenslohnnachweis 
bei den Unfallversicherungsträgern zu erproben. Die 
Regelung entfällt mit dem 1. Januar 2019. Ab diesem 
Zeitpunkt gilt ausschließlich das neue vollelektroni-
sche Lohnnachweis- und Meldeverfahren zur Unfall-
versicherung. Die Entlastungswirkungen der Neure-
gelung des Meldeverfahrens zur Unfallversicherung 
werden erst ab dem 1. Januar 2019 in vollem Umfang 
wirksam. Dies betrifft im Wesentlichen die Entlastun-
gen in den Verwaltungsverfahren und die schon zu 
einem früheren Zeitpunkt erhobene Entlastungswir-
kung durch den Wegfall des doppelten Meldeverfah-
rens für die Arbeitgeber. 

7. Nach Artikel 4 wird folgender Artikel 4a einge-
fügt: 

‚Artikel 4a 

Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 

Das Bundesversorgungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 22. Januar 1982 
(BGBl. I S. 21), das zuletzt durch … geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 33b Absatz 4 Satz 2 Nummer 2 Buch-
stabe d wird wie folgt gefasst: 

„d) einen freiwilligen Dienst im Sinne des 
§ 32 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 Buch-
stabe d des Einkommensteuergesetzes 
leistet oder“. 

2. § 45 Absatz 3 Satz 1 Buchstabe c wird wie 
folgt gefasst: 

„c) einen freiwilligen Dienst im Sinne des 
§ 32 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 Buch-
stabe d des Einkommensteuergesetzes 
leistet, längstens bis zur Vollendung 
des 27. Lebensjahres,“‘. 

Begründung 

Mit dieser Änderung, die einem Petitum des Bundes-
rates entspricht, werden die in Artikel 3 Nummer 3 
für das Sechste Buch Sozialgesetzbuch und in Arti-
kel 4 Nummer 6 für das Siebte Buch Sozialgesetzbuch 
vorgesehenen Änderungen auf den Bereich des Sozi-
alen Entschädigungsrechts übertragen. Die dort zur 
Waisenrente gemachten Ausführungen gelten ebenso 
für die Waisenrente nach § 45 des Bundesversor-
gungsgesetzes und für den Kinderzuschlag für 
Schwerbeschädigte nach § 33b Bundesversorgungsge-
setz. Durch die Übertragung wird auch im Sozialen 
Entschädigungsrecht die uneinheitliche Behandlung 
von Freiwilligendiensten beim Waisenrentenbezug 
beendet und eine einheitliche Geltung des Rechts bei 
Ableistung eines Freiwilligendienstes erreicht. 

8. Artikel 5 wird wie folgt gefasst: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

,1. Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 21a wird wie folgt gefasst: 

21a. § 165 Absatz 1 wird wie folgt ge-
fasst: 

„(1) Die Unternehmer haben nach 
Ablauf eines Kalenderjahres die 
Arbeitsentgelte der Versicherten 
und die geleisteten Arbeitsstun-
den mit dem Lohnnachweis nach 
§ 99 des Vierten Buches zu mel-
den. Soweit Beiträge für Beschäf-
tigte erhoben werden, bei denen 
sich die Höhe des Beitrages nach 
den §§ 155, 156 und 185 Absatz 2 
und 4 nicht nach den Arbeitsent-
gelten richtet, hat der Unterneh-
mer die zur Berechnung der Um-
lage durch Satzung festgelegten 
Angaben nach § 99 des Vierten 
Buches zu melden. Soweit Bei-
träge für sonstige, nicht nach § 2 
Absatz 1 Nummer 1 Versicherte 
nicht nach den Arbeitsentgelten 
erhoben werden, werden die vom 
Unternehmer zur Berechnung der 
Umlage zu meldenden Angaben 
sowie das Verfahren durch Sat-
zung bestimmt.“‘ 

b) Nummer 22a Buchstabe b wird wie folgt 
gefasst: 

‚b) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. die Meldung nach § 165 Ab-
satz 1 unrichtige Angaben enthält 
oder sich die Schätzung als un-
richtig erweist.“‘ 

c) Nummer 23a wird aufgehoben.  

d) Nummer 25a wird aufgehoben. 
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e) In Nummer 31a wird der Text zu § 209 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 Buchstabe a 
wie folgt gefasst: 

„a) § 165 Absatz 1 Satz 1, auch in Ver-
bindung mit einer Satzung nach 
§ 165 Absatz 1 Satz 2 oder Satz 3 
dieses Buches, jeweils in Verbin-
dung mit § 34 Absatz 1 Satz 1 des 
Vierten Buches, oder“. 

Begründung 

Redaktionelle Anpassung an die Regelung des neuen 
elektronischen Lohnnachweisverfahrens im Vierten 
Buch Sozialgesetzbuch, das ab dem 1. Januar 2016 zur 
Erprobung zur Verfügung stehen soll und ab dem 
1. Januar 2019 Grundlage der Beitragsbemessung ist. 
Zum Erfüllungsaufwand siehe oben zur Änderung 
des § 28a Buchstabe b. 

b) In Nummer 2 wird die Angabe „, Nummer 23a“ 
gestrichen und die Angabe „2019“ durch die 
Angabe „2017“ ersetzt. 

Begründung 

Redaktionelle Anpassung an die Regelung zu Buch-
stabe a. 

9. Artikel 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 Buchstabe a wird dem Text der 
Paragrafenbezeichnung „§ 36“ vorangestellt 
und das Wort „Arbeitsunfällen“ durch das 
Wort „Arbeitsunfähigkeit“ ersetzt. 

Begründung 

Beseitigung eines redaktionellen Fehlers. 

b) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

‚2. In § 10 Absatz 1 Satz 1 werden die Wör-
ter „vorbehaltlich von“ durch das Wort 
„die“ ersetzt.‘ 

Begründung 

Beseitigung eines redaktionellen Fehlers. 

c) In Nummer 7 Buchstabe a wird das Wort „Ar-
beitsunfällen“ durch das Wort „Arbeitsunfä-
higkeit“ ersetzt. 

Begründung 

Beseitigung eines redaktionellen Fehlers. 

10. Nach Artikel 8 wird folgender Artikel 8a einge-
fügt: 

‚Artikel 8a 

Änderung des Heilmittelwerbegesetzes 

Dem § 10 Absatz 2 des Heilmittelwerbegeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. 
Oktober 1994 (BGBl. I S. 3068), das zuletzt durch 
Artikel 1a des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBl. 
I S. 3108) geändert worden ist, wird folgender Satz 
angefügt: 

„Dies gilt auch für Arzneimittel, die zur Not-
fallkontrazeption zugelassen sind.“‘ 

Begründung 

Aufgrund einer Entscheidung der EU-Kommission 
vom 7. Januar 2015 wurden Notfallkontrazeptiva mit 
dem Wirkstoff Ulipristalacetat (ellaOne®) aus der 
Verschreibungspflicht entlassen. Im Rahmen der 
Vierzehnten Verordnung zur Änderung der Arznei-
mittelverschreibungsverordnung ist die zeitnahe Um-
setzung dieser Entscheidung sowie die Entlassung 
von Notfallkontrazeptiva mit dem Wirkstoff Levonor-
gestrel aus der Verschreibungspflicht vorgesehen. Mit 

Inkrafttreten der Vierzehnten Verordnung zur Ände-
rung der Arzneimittelverschreibungsverordnung gilt 
dann für diese Notfallkontrazeptiva nicht mehr das 
im Heilmittelwerbegesetz (HWG) geregelte Publi-
kumswerbeverbot für verschreibungspflichtige Arz-
neimittel. Vielmehr wäre eine Publikumswerbung 
nach den allgemeinen Regelungen für nicht ver-
schreibungspflichtige Arzneimittel in den Grenzen 
des HWG zulässig. 

Mit dem durch den neuen Satz 2 in § 10 Absatz 2 ein-
geführten Werbeverbot soll der Gefahr der Verleitung 
zur unsachgemäßen Selbstmedikation entgegen ge-
wirkt werden. Eine kommerzielle Bewerbung dieser 
Arzneimittel in der breiten Öffentlichkeit mit dem 
Ziel der Absatzförderung birgt das Risiko, dass einer 
wiederholten Anwendung innerhalb eines Menstrua-
tionszyklus Vorschub geleistet wird. Da die Sicher-
heit und die Wirksamkeit dieser bisher zur Notfall-
kontrazeption zugelassenen Arzneimittel bei einer 
wiederholten Anwendung innerhalb eines Menstrua-
tionszyklus nicht in Studien untersucht wurden, 
kann eine Gesundheitsgefahr in diesen Fällen nicht 
ausgeschlossen werden. Zudem könnte mit einer Be-
werbung des Produkts in der Öffentlichkeit vor allem 
der Anreiz zur Bevorratung für einen etwaigen Notfall 
gesetzt werden. Ein Notfallkontrazeptivum ist aus-
schließlich zur sporadischen Anwendung innerhalb 
eines ganz bestimmten Zeitrahmens gedacht und 
sollte keinesfalls eine regelmäßige Kontrazeption er-
setzen. Bei einer Bevorratung kann die für die sichere 
Einnahme erforderliche Beratung durch Apotheken 
für einen zukünftigen Notfall nicht in dem Maße wie 
im Fall eines bereits eingetretenen Notfalls gewähr-
leistet werden. 

Mit einem Verbot der Werbung für Notfallkontrazep-
tiva außerhalb der Fachkreise soll ferner der Gefahr 
begegnet werden, dass diese Arzneimittel als geeignet 
für die Standardverhütung angesehen werden könn-
ten und damit die durch die umfassende Aufklä-
rungsarbeit erreichte hohe Quote der Anwendung si-
cherer Verhütungsmittel konterkariert wird. Es be-
steht die Gefahr, dass durch die Werbung der Ein-
druck entsteht, dass anstelle der Standardverhütungs-
mittel in jedem Bedarfsfall in der Apotheke ohne Ver-
schreibung ein anderes Kontrazeptivum zur Verfü-
gung steht. Ein Notfallkontrazeptivum soll aber die 
Standardverhütung nicht ersetzen. 

Diese Gefahr besteht insbesondere deshalb, weil die 
zur regelmäßigen Verhütung eingesetzte Standard-
Pille verschreibungspflichtig ist. Damit gilt für die 
„Standard-Pille“ das Publikumswerbeverbot, wäh-
rend eine Bewerbung der verschreibungsfreien Not-
fallkontrazeptiva nun zulässig wäre. Dieses Ungleich-
gewicht kann dazu führen, dass Notfallkontrazeptiva 
in der breiten Öffentlichkeit stärker im Bewusstsein 
verankert werden als andere verschreibungspflichtige 
Arzneimittel, die standardmäßig zur Verhütung ein-
gesetzt werden sollen. 

Im Hinblick auf die Prävalenz sexuell übertragbarer 
Krankheiten (STI) unter jungen Menschen (insbeson-
dere Chlamydien) in Deutschland ist zumindest nicht 
auszuschließen, dass durch eine starke Bewerbung 
der „Pille danach“ das in Deutschland durch die Nut-
zung von Kondomen insgesamt hohe Schutzverhalten 
und insbesondere das hohe Schutzverhalten unter 
jungen Menschen konterkariert werden könnte mit 
der Folge eines möglichen Anstiegs von STI. Ein Wer-
beverbot ist auch unter diesem Gesichtspunkt sachge-
recht. 

Zudem sollen die Kosten für diese - nunmehr aus der 
Verschreibungspflicht entlassenen - Präparate als 
empfängnisverhütende Mittel auch zukünftig bei 
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ärztlicher Verordnung für Frauen bis zum vollende-
ten 20. Lebensjahr von der gesetzlichen Krankenver-
sicherung übernommen werden, so dass auch aus die-
sem Grund einer kommerziellen Anreizwirkung ent-
gegengewirkt werden soll. 

11. Artikel 11 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

‚§ 7 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz 
eingefügt: 

„In den Fällen einer elektronisch un-
terstützten Betriebsprüfung nach 
§ 28p Absatz 6a des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch erfolgt die Mittei-
lung auf Wunsch des Arbeitgebers 
durch Datenübertragung.“ 

b) In dem neuen Satz 5 wird die An-
gabe „1 und 2“ durch die Angabe „1 
bis 3“ ersetzt.‘ 

Begründung 

Zu Buchstabe a 

Entspricht der Regelung aus dem Regierungsentwurf. 

Zu Buchstabe b 

Redaktionelle Folgeänderung. 

b) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

‚2. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird nach der 
Nummer 11 folgende Nummer 11a 
eingefügt: 

„11a. das in der Unfallversicherung 
beitragspflichtige Arbeitsentgelt, 
die anzuwendende Gefahrtarif-
stelle und die jeweilige zeitliche 
Zuordnung,“‘ 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 6 werden nach 
den Wörtern „§ 2 des Nach-
weisgesetzes“ die Wörter 
„sowie für Seefahrtbetriebe 
der Heuervertrag nach § 28 
des Seearbeitsgesetzes“ ein-
gefügt. 

bb) In Nummer 15 wird der 
Punkt durch ein Komma er-
setzt und folgende Num-
mer 16 angefügt: 

16. für Seefahrtbe-
triebe die Besatzungslisten 
sowie Seetagebücher nach 
§ 22 des Seearbeitsgesetzes, 
für Binnenschiffe die Schiff-
satteste und für Schiffe der 
Rheinschifffahrt die Rhein-
schifffahrtszugehörigkeitsur-
kunde.“‘ 

Begründung 

Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Anpassungen an die neuen Meldevor-
schriften zur Unfallversicherung. 

Zu Buchstabe b 

Zu Buchstabe aa 

Entspricht der Regelung aus dem Regierungsentwurf 

Zu Buchstabe bb 

Korrektur eines Redaktionsversehens. 

c) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

‚3. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird nach der Num-
mer 2 folgende Nummer 2a eingefügt: 

„2a das in der gesetzlichen Unfallversiche-
rung beitragspflichtige Arbeitsentgelt,“ 

b) Dem Absatz 5 werden die folgenden 
Sätze angefügt: 

„Überführt der Arbeitgeber schriftliche 
Entgeltunterlagen mit Unterschriftserfor-
dernis in elektronische Form, hat er diese 
mit einer fortgeschrittenen Signatur des Ar-
beitgebers zu versehen. Das ihm im Melde-
verfahren nach dem Vierten Buch Sozialge-
setzbuch ausgestellte Zertifikat kann dafür 
verwendet werden. Nach vollständiger 
Übernahme in elektronischer Form können 
die schriftlichen Entgeltunterlagen ver-
nichtet werden.“‘ 

Begründung 

Zu Buchstabe a 

Redaktionelle Anpassung an die neuen Meldevor-
schriften zur Unfallversicherung. 

Zu Buchstabe b 

Redaktionelle Folgeänderung zu Buchstabe a; ent-
spricht der bisherigen Regelung aus dem Regierungs-
entwurf. 

12. Artikel 12 wird wie folgt geändert: 

a) Folgende Nummer 0 wird vorangestellt: 

‚0. In § 1 Satz 1 wird nach der Angabe 
„§ 28a“ die Angabe „und der §§ 23c und 
99“ eingefügt.‘ 

Begründung 

Die Geltung der DEÜV wird auch auf die Meldever-
fahren zur Unfallversicherung und die Meldungen für 
Entgeltersatzleistungen ausgedehnt. 

b) Die Nummer 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Doppelbuchstabe aa werden nach 
dem Wort „oder“ die Wörter „am 
Ende“ eingefügt. 

bb) Folgender Buchstabe c wird angefügt: 

„c) § 11 Absatz 4 wird aufgehoben.“ 

Begründung 

Zu Buchstabe aa 

Beseitigung eines redaktionellen Fehlers. 

Zu Buchstabe bb 

Redaktionelle Anpassung an das neue Meldeverfah-
ren zur Unfallversicherung. 

c) In Nummer 15 wird das Wort „Rentenver-
sicherungsträger“ durch die Wörter „Träger 
der Rentenversicherung“ ersetzt.‘ 

Begründung 

Beseitigung eines redaktionellen Fehlers. 

13. In Artikel 13 wird die Nummer 3 wie folgt ge-
fasst: 
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„3. In Satz 3 werden nach dem Wort „Einkom-
mensteuergesetzes“ die Wörter „, die vom Ar-
beitgeber oder von einem Dritten mit der Entgel-
tabrechnung für den jeweiligen Abrechnungs-
zeitraum lohnsteuerfrei belassen oder pauschal 
besteuert werden,“ eingefügt. 

Begründung 

Berichtigung eines redaktionellen Versehens. 

14. Artikel 15 wird wie folgt geändert:  

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

‚„Inkrafttreten, Außerkrafttreten“‘. 

Begründung 

Redaktionelle Anpassung an den neu eingefügten Ab-
satz 10. 

b) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 5a 
eingefügt: 

„(5a) Artikel 2 Nummer 0 tritt mit Wirkung 
vom 1. März 2015 in Kraft.“ 

Begründung 

Der neu eingefügte Absatz 5a stellt sicher, dass die 
Änderung des § 24a Absatz 2 Fünftes Buch Sozialge-
setzbuch zur Kostenübernahme von empfängnisver-
hütenden Mitteln rückwirkend (vom Zeitpunkt der 
Verkündung des Gesetzes aus betrachtet) zum 1. März 
2015 in Kraft tritt und damit beim Inkrafttreten der 
Vierzehnten Verordnung zur Änderung der Arznei-
mittelverschreibungsverordnung bereits in Kraft ist. 
Dies ermöglicht im Hinblick auf die künftige Entlas-
sung der Notfallkontrazeptiva mit dem Wirkstoff U-
lipristalacetat (ellaOne®) sowie mit dem Wirkstoff 
Levonorgestrel aus der Verschreibungspflicht eine 
nahtlose Kostenübernahme von Notfallkontrazeptiva 
für Frauen vor Vollendung des 20. Lebensjahres 
durch die gesetzliche Krankenversicherung, soweit 
die Notfallkontrazeptiva ärztlich verordnet werden.  

Bei der in Absatz 7 vorgenommenen Änderung han-
delt es sich um eine Folgeänderung, die durch die 
Einfügung von Absatz 5a bedingt ist. Sie beinhaltet 
keine sachliche Änderung. 

c) Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

„(6) Artikel 1 Nummer 2, 4, 10 bis 12, Arti-
kel 3 Nummer 1 Buchstabe b bis d, Num-
mer 2, 4, 7 bis 11 und 15, Artikel 4 Num-
mer 1 Buchstabe a, Nummer 2, 4, 12 Buch-
stabe a und c und Nummer 13, 15a und 17, 
Artikel 5, 7 Nummer 1 bis 4, 6, 7 und 9 so-
wie Artikel 8, 8a, 9 und 13 treten am Tag 
nach der Verkündung in Kraft.“ 

Begründung 

Anpassung an die Regelung zum gesetzlichen Versi-
cherungsschutz für Ebola-Helfer im Dienst des DRK 
bei der UV Bund und Bahn. Mit einem Inkrafttreten 
am Tag nach der Verkündung wird sogleich sicherge-

stellt, dass eine Publikumswerbung für Notfallkontra-
zeptiva unabhängig vom Verschreibungsstatus unzu-
lässig bleibt. 

d) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 6a 
eingefügt: 

„(6a) Artikel 1a und Artikel 1b treten am 1. Mai 
2015 in Kraft.“ 

Begründung 

Die neuen Regelungen zur Assistierten Ausbildung 
und den ausbildungsbegleitenden Hilfen treten am 
1. Mai 2015 in Kraft, um bereits im kommenden Aus-
bildungsjahr 2015/2016 greifen zu können. Die Versi-
cherungsfreiheit von Teilnehmerinnen und Teilneh-
mern des Bundesprogramms „Soziale Teilhabe am 
Arbeitsmarkt“ tritt zum gleichen Zeitpunkt in Kraft. 

e) Absatz 7 wird wie folgt gefasst: 

„(7) Artikel 1 Nummer 6, 7 Buchstabe d und i, 
Nummer 8 Buchstabe a, c, e bis g und Num-
mer 19, Artikel 2 Nummer 1 und 2, Artikel 3 
Nummer 1 Buchstabe a, Nummer 3, 6, 9b, 10, 
11a, 11b und 16, Artikel 4 Nummer 5 bis 8 und 
16, Artikel 7 Nummer 5, 8, 10 und 11, Artikel 12 
Nummer 8 und 12a sowie Artikel 14 Absatz 1 
treten am 1. Juli 2015 in Kraft.“ 

Begründung 

Redaktionelle Anpassung an die eingefügten Rege-
lungen zum neuen Meldeverfahren zur Unfallversi-
cherung. Redaktionelle Folgeänderung in Artikel 2, 
die durch die Einfügung von Absatz 5a bedingt ist. Sie 
beinhaltet keine sachliche Änderung. Die beitrags-
rechtlichen Regelungen in den §§ 165, 166, 170 und 
181 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch sollen am 1. Juli 
2015 in Kraft treten. 

f) Absatz 8 wird wie folgt gefasst: 

„(8) Artikel 1 Nummer 1a und 13a sowie 
Artikel 3 Nummer 12 treten am 1. Januar 
2017 in Kraft.“ 

Begründung 

Redaktionelle Anpassung an die eingefügten Rege-
lungen zum neuen Meldeverfahren zur Unfallversi-
cherung. 

g) Folgende Absätze 9 und 10 werden ange-
fügt: 

„(9) Artikel 4 Nummer 14a Buchstabe b tritt 
am 1. Januar 2019 in Kraft. 

(10) Artikel 4 Nummer 16a tritt am 31. De-
zember 2018 außer Kraft.“ 

Begründung. 

Redaktionelle Anpassung an die eingefügten Rege-
lungen zum neuen Meldeverfahren zur Unfallversi-
cherung. 

 

 


